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S i t z u n g s p r o t o k o l l  
 
über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für Bau-, Raumplanungs-, Verkehrs- und 
Umweltangelegenheiten der Stadtgemeinde Oberndorf, welche am Dienstag, dem 26. 
November 2024, um 19.00 Uhr, im Sitzungszimmer EG des Rathauses stattgefunden hat. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Obmann 
2. Feststellungen im Zusammenhang mit dem Sitzungsprotokoll vom 11.09.2024 
3. Flächenwidmungsplanänderung "Sportplatz neu - Gemeindegrenze zu Göming (Felber, 

Hagmüller)"  - Einwendungen 
4. REK Revision - Ergänzungen 
5. Grünflächenzahl gem. § 40a BauTG 
6. Sanierung Stadthalle - Projektvorstellung 
7. Allfälliges 

 
Anwesende: 
 
1. Vizebürgermeister Ing. Josef Eder, LLB.oec.  
Stadträtin Nicole Höpflinger in Vertretung für Herrn Stadtrat Dr. Andreas Weiß 
Stadtrat Stefan Jäger  
Stadträtin Stefanie Brandstätter  
GV Wolfgang Oberer  
GV Manuel Gönitzer  
GV Wolfgang Ehm  
2. Vizebürgermeisterin Carola Schößwender  
GV Johannes Gloning  

In beratender Funktion: 
 
GV Vitus Guido Maier  
GV Mag. Peter Weissenböck  

Weiters: 
 
Bürgermeister Ing. Georg Djundja  
Dipl.-Ing. Dieter Müller  
Dipl.-Ing. Georg Zeller zu Top 3, 4 und 5 
Manfred Baumgartner zu Top 6 

 
Entschuldigt abwesend: 
 
Stadtrat Dr. Andreas Weiß  

In beratender Funktion: 
 
GV Christoph Thür  

 
Schriftführerin: Sylvia Wohland 
 
 
 



2 
 
 

 
 

Verlauf und Ergebnisse der Sitzung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Obmann 

 
Obmann Ing. Josef Eder begrüßt die Anwesenden zur Sitzung des Ausschusses für Bau-, 
Raumplanungs-, Verkehrs- und Umweltangelegenheiten und eröffnet die Sitzung um 19.00 
Uhr. Aufgrund der Anwesenheit von neun Ausschussmitgliedern ist die Beschlussfähigkeit des 
Gremiums gegeben. Die Tagesordnung der Sitzung wurde zeitgerecht und ordnungsgemäß 
zusammen mit der Einberufung zugestellt, es bestehen daher keine Einwände. 
 
Es sind 16 Zuhörer:innen anwesend. 
 
 
2. Feststellungen im Zusammenhang mit dem Sitzungsprotokoll vom 11.09.2024 

 
Das Protokoll der Sitzung des Ausschusses für Bau-, Raumplanungs-, Verkehrs- und Umwel-
tangelegenheiten vom 11.09.2024 wurde am 03.10.2024 den Fraktionen übermittelt. Gegen 
das Protokoll wurden keine Einwendungen erhoben und gilt dieses somit als genehmigt (§ 36 
Abs. 4 der Salzburger Gemeindeordnung 2019 – GdO 2019, LGBl. 9/2020, i.d.g.F.). 
 
 
3. Flächenwidmungsplanänderung "Sportplatz neu - Gemeindegrenze zu Göming (Fel-
ber, Hagmüller)"  - Einwendungen 

 
Obmann Ing. Josef Eder gibt eine kurze Einführung zu Tagesordnungspunkt 3. Die Thematik 
wurde bereits am 11.09.2024 im Bauausschuss besprochen. Die Flächenwidmungsplanände-
rung ist aufgelegen vom 14.10.2024 bis 11.11.2024. Es sind 7 Stellungnahmen eingegangen, 
welche in der heutigen Sitzung nach der Reihe abgehandelt werden sollen.  
 
Mit Schreiben vom 18.10.2024 (Posteingang 18.10.2024) hat die Ebner Aichinger Guggenber-
ger Rechtsanwälte GmbH die rechtsfreundliche Vertretung von Mag. Veronika Guggenberger, 
Quirin Guggenberger, Xaver Guggenberger und Mag. Stefan Guggenberger angezeigt und 
um Akteneinsicht im laufenden Raumordnungsverfahrens gebeten. 
 
Nach Nachfrage bei der Abteilung 10 beim Amt der Salzburger Landesregierung vom 
19.10.2024, wurde der Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsanwälte GmbH seitens der 
Stadtgemeinde schriftlich mitgeteilt, dass keine Akteneinsicht gewährt werden könne, da den 
angrenzenden Nachbarn im Raumordnungsverfahren keine Parteienstellung zukommt. 
 
Am 11.11.2024 ging ein weiteres Schreiben der Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsan-
wälte GmbH ein, in welchem zur verweigerten Akteneinsicht Stellung genommen wird und 
Einwendungen gegen die geplante Flächenwidmungsplanänderung vorgebracht werden. 
 
Sodann übergibt Obmann Ing. Josef Eder das Wort an Herrn Dipl.-Ing. Georg Zeller und bittet 
ihn um seine Stellungnahmen zu den eingebrachten Einwendungen:  
 
Dipl.-Ing. Zeller verliest seine Stellungnahme zu den Schreiben der Ebner Aichinger Guggen-
berger Rechtsanwälte GmbH vom18.11.2024 und 11.11.2024. 
 
Ad 1.: Ebner, Aichinger, Guggenberger Rechtsanwälte GmbH 
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Der Antragsteller hat den Antrag auf Akteneinsicht und Übermittlung von Aktenbestandteilen 
des Flächenwidmungsplan-Teilabänderungsverfahrens beantragt. Nach Rückfrage bei der zu-
ständigen Juristin der Abteilung 10, Amt der Salzburger Landesregierung, wurde die begehrte 
Akteneinsicht verweigert, da die Auskunft lautete, dass gegenständliches Raumordnungsver-
fahren ein Einparteienverfahren ist und ein Recht auf generelle Akteneinsicht nicht gegeben 
ist. Es stehen daher nur die im Amt aufliegenden und im Internet in gleichem Umfang abruf-
baren Unterlagen zur Einsichtnahme zur Verfügung.  
 
Ad 2.: Ebner, Aichinger, Guggenberger Rechtsanwälte GmbH 
1. Die Vollmachtsbekanntgabe wird zur Kenntnis genommen. 
 
2. Verweigerte Akteneinsicht: siehe oben Ad 1. 
 
3. Wiederholung des Antrags auf Akteneinsicht: siehe oben Ad 1. 
Begehren auf Mitteilung von Umweltinformationen nach dem UIG: Eine Mitteilung von Umwel-
tinformationen nach dem UIG ist für das ggst. Raumordnungsverfahren, welches nach dem 
ROG 2009 zu behandeln ist, nicht relevant. Ggf. ist dieses Begehren auf Mitteilung von Um-
weltinformationen nach dem UIG in einem separaten Verfahren abzuhandeln. 
 
4. Größe des Vorhabens, Pflicht zur Vornahme einer Umweltprüfung:  
Entgegen der Feststellung des Einschreitens besteht keine Schwellenwert Überschreitung 
gem. SUP Verordnung, das Gesamtausmaß der gemäß ROG relevanten Fläche 39.214 m² 
(ca. 3,92 ha) beträgt und liegt damit noch unterhalb des Schwellenwertes von 5 ha gemäß 
SUP Verordnung.  
(Anm.: Summe der von der Abänderung betroffenen Teilflächen, die laut SUP Verordnung in 
einer Beurteilungskategorie zusammengefasst sind und daher zusammen zu zählen sind. Be-
urteilungskategorien nach Nutzungsart und Widmung - im ggst. Fall: Grünland Sportfläche). 
Eine Schwellenwertüberschreitung liegt damit nicht vor. 
Eine Anlassraumordnung kann nicht erkannt werden, die ggst. Flächenwidmungsplan-Teilab-
änderung zum geplanten neuen Sportplatz steht in Übereinstimmung mit den Planaussagen 
des rechtskräftigen REK der Stadtgemeinde Oberndorf. Ziel der Stadtgemeinde Oberndorf ist 
im ggst. Bereich einen Sportplatz zu errichten. 
Das in der REK-Teilabänderung genannte Flächenausmaß von 5,6 ha bezieht sich auf den 
gesamten Bereich an der Gemeindegrenze zu Göming. Für die SUP-Verordnung ist jedoch 
die konkrete Widmungsfläche (und ggf. zu kumulierende, angrenzende unbebaute Flächen 
gem. § 5a Abs 4 Zif 2 lit d ROG 2009) zu berücksichtigen. Wie bereits o.a. liegt eine Schwel-
lenwertüberschreitung damit nicht vor. 
Entgegen der Feststellung des Einschreiters wurden die ggst. Flächen sowohl einer Umwelter-
heblichkeitsprüfung als auch einer Umweltprüfung gem. ROG 2009 unterzogen. 
 
5. UVP-Pflicht:  
Eine allfällige UVP-Pflicht ist nicht Gegenstand des Raumordnungsverfahrens und damit dies-
bezüglich nicht relevant. Eine mögliche UVP-Pflicht ist ggf. separat zu prüfen.  
 
6. Verletzung von Raumordnungszielen und –grundsätzen, Verletzung des Abwägungsgebo-
tes:  
Verletzung von Raumordnungszielen und –grundsätzen: 
Dazu erfolgte im Rahmen des Gutachtens der ggst. Flächenwidmungsplan-Änderung eine um-
fangreiche Würdigung der Übereinstimmung mit den Vorgaben des ROG, welche nachfolgend 
nochmals dargestellt wird: 
Die geplante Teiländerung erfüllt Vorgaben des ROG 2009 und die Raumordnungsziele und -
grundsätze werden umgesetzt. 
Die geplante Teiländerung erfüllt durch die Neuerrichtung des Sportplatzes Oberndorf die Vor-
gaben des ROG 2009, insbesondere hinsichtlich haushälterische und nachhaltige Nutzung 
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von Grund und Boden, Vorrang der öffentlichen Interessen vor Einzelinteressen, Vorrang für 
die Siedlungsentwicklung nach innen und Vermeidung von Zersiedelung, Orientierung der 
Siedlungsentwicklung an den Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs und sonstigen Infra-
struktureinrichtungen unter Beachtung größtmöglicher Wirtschaftlichkeit dieser Einrichtungen, 
Entwicklung der Raumstruktur entsprechend dem Prinzip der gestreuten Schwerpunktbildung 
und Entwicklung und Erhaltung einer regionalen Identität.  
Dem Grundsatz einer "haushälterischen und nachhaltigen Nutzung von Grund und Boden" 
wird dadurch entsprochen, dass bedarfsgerecht gewidmet wird. 
Die ggst. Widmung ist im REK der Stadtgemeinde Oberndorf vorgesehen und ist damit Pla-
nungsabsicht der Gemeinde. Daher kann dem Grundsatz des Vorrangs von öffentlichen Inte-
ressen vor Einzelinteressen entsprochen werden. 
Die Grundsätze des "Vorrangs einer Siedlungsentwicklung nach innen" und der "Vermeidung 
von Zersiedelung" werden dadurch erfüllt, dass es sich bei der ggst. Widmung nicht um Bau-
land handelt. Die ggst. Flächen sollen für die Errichtung des neuen Sportplatzes zur Verfügung 
stehen.  
Der Grundsatz der „verstärkten Berücksichtigung der Umweltschutzbelange und entspre-
chende Wahrnehmung der Klimaschutzbelange bei der Abwägung ökologischer und ökono-
mischer Ansprüche an den Raum sowie Unterstützung des Natur- und Landschaftsschutzes“ 
wird dadurch berücksichtigt, dass das Planungsgebiet zunächst keine Schutzgebiete und 
keine geschützten Lebensräume gemäß Salzburger NSchG 1999 berührt. Für die zur Herstel-
lung der Zufahrt notwendigen Rodungen werden ggf. Ersatzaufforstungen durchgeführt. Für 
die Auswirkungen auf Flora, Fauna sowie das Landschaftsbild wurden Ausgleichs- und Min-
derungsmaßnahmen definiert, die im Zuge der nachfolgenden Planungen zu berücksichtigen 
sind. Hinsichtlich des Bodens ist auf die Erhaltung wertvoller (Teil-)Standorte, die Minimierung 
der Versiegelung, die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und Minimierung der Ver-
siegelung zu achten und entsprechende Vermeidungs- bzw. Verringerungsmaßnahmen zu 
setzen.  
Durch die vertretbare Lage zur sozialen Infrastruktur und Nahversorgungseinrichtungen wird 
dem Grundsatz der Orientierung der Siedlungsentwicklung an sonstigen Infrastruktureinrich-
tungen unter Beachtung größtmöglicher Wirtschaftlichkeit dieser Einrichtungen entsprochen. 
Nahversorgungseinrichtungen und soziale Infrastruktur sind im etwa 1 km entfernten Zentrum 
der Gemeinde Oberndorf vorhanden. Für die geplante Nutzung als Grünland-Sportplatz ist die 
gute Lage zu Versorgungseinrichtungen jedoch nicht vorrangig notwendig.   
Die Grundsätze der „Entwicklung der Raumstruktur entsprechend dem Prinzip der gestreuten 
Schwerpunktbildung“ wurden bereits bei der Erstellung des REK berücksichtigt. Hinsichtlich 
des Grundsatzes der „angestrebten Entwicklung und Erhaltung einer regionalen Identität“ ist 
die gegenständliche Widmung neutral. 
Es handelt sich bei der ggst. Teilabänderung des FWP Oberndorf um eine Grünlandwidmung, 
weshalb keine Maßnahmen zur aktiven Bodenpolitik zu treffen sind.  
Der Grundsatz der „sparsamen Verwendung von Energie und vorrangiger Einsatz heimischer 
erneuerbarer Energieträger“ wird insofern berücksichtigt, als dass der Standort lt. SAGIS ein 
sehr gutes bis gutes Solarpotenzial aufweist. 
Dem Grundsatz der „verstärkten Berücksichtigung unterschiedlicher Auswirkungen von Pla-
nungen auf Frauen und Männer, auf Kinder und Jugendliche, auf ältere Menschen sowie auf 
Menschen mit Behinderung“ wird insofern Rechnung getragen, als dass die Errichtung des 
neuen Sportplatzes auf der ggst. Fläche im Interesse der Gemeinde liegt. Darüber hinaus 
handelt es sich um die Widmung von Grünland-Sportanlagen. Versorgungseinrichtungen be-
finden sich im Zentrum der Stadt Oberndorf, in einer Entfernung von rund 1 km zur ggst. Än-
derungsfläche.  
Die geplante Teiländerung erfüllt somit die Vorgaben des ROG 2009, eine Verletzung von 
Raumordnungszielen und –Grundsätzen besteht aus fachlicher Sicht somit nicht. 
 
Verletzung des Abwägungsgebotes:  
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Gem. Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Stefan Kettl (GZ 1023t03) vom Juli 2023 wurden das 
bestehende angrenzende Anlageverhältnisse des miV auf der B156, dem innerörtliches Stra-
ßennetz Oberndorf und der Zufahrt zum Sportplatz umfangreich erhoben und dargestellt. 
Ebenso wurden der ruhende Verkehr und der ÖPNV, sowie der Rad- Fußgängerverkehr da-
hingehen erhoben. Auch die Möglichkeit für einen Hubschrauberlandeplatz wurde dargestellt. 
Im nächsten Schritt wurde zur Abschätzung der Eignung der bestehenden Verkehrsanlagen, 
sowie zur Festlegung der erforderlichen Maßnahmen eine Erhebung der zu erwartenden Fre-
quenzen mit den  
Obmännern der Vereine (OSK, Tennis) durchgeführt. Erhoben wurden das Verkehrsaufkom-
men infolge Spielbetrieb Fußball und des Spielbetrieb Tennis. 
Die Flächenverfügbarkeit gestattet künftig auch noch die Schaffung weiterer Nutzungsmög-
lichkeiten (Beachvolleyball, BMX Strecke, Bocchiabahn o.ä.), wozu ebenfalls Ansätze getrof-
fen wurden. 
Anschließend wurden im Verkehrsgutachten die Frequenzen bezogen auf die max. Stunden-
belastung zusammengefasst und die externen Frequenzen beurteilt. 
Daraus wurden dann geplante / empfohlene Maßnahmen für KFZ, ruhenden Verkehr, Fuß-
gänger / Radfahrer und Einsatzfahrzeuge abgeleitet, sowie eine Empfehlung hinsichtlich des 
Regelquerschnitts für die neue Zufahrt abgegeben. 
Zusammenfassen stellt das Verkehrsgutachten von Dipl.-Ing. Kettl fest, dass für den künftigen 
Betrieb einer Sportanlage in Oberndorf, angrenzend an die B 156, es der Errichtung einer 
neuen Zu- und Abfahrt von der Lindachstraße entlang des Waldrandes, welche ausreichend 
dimensioniert ist, bedarf, um den unterschiedlichen Frequenzen gerecht zu werden.  
Die KFZ Anbindung soll vorrangig abgehend von der B 156a , Kreuzung Oichtensiedlung über 
die Lindachstraße geführt werden.  Dies ist auch durch Leiteinrichtungen (Beschilderungen) 
vorzugeben.  
Für den Radfahrer, sowie Fußgänger sind Anbindungen an das bestehende Straßen- und We-
genetz herzustellen.  Vorteilhaft wäre auch eine zusätzliche Anbindung aus Göming.  
Es wird angeregt nochmals ein Gespräch mit den zuständigen Fachabteilungen zu suchen, 
um die Option der offiziellen Nutzung einer Geh- und Radwegverbindung von der Michael-
Rottmayr Straße aus Richtung Lindachstraße zu prüfen. Die Bestandsverhältnisse im Bereich 
der Lindachstraße Richtung Paracelsusstraße sind insbesondere für Radfahrer nicht ideal und 
lassen sich baulich kaum optimieren. Hier sollte einer gesamthaften Betrachtung Platz einge-
räumt werden.  
Eine Anbindung von der B 156 aus wird für den Regelbetrieb nicht als notwendig und sinnvoll 
erachtet. Trotzdem wird empfohlen eine richtungsgebundene Anbindung in der Planung weiter 
zu berücksichtigen, um die Flächen freizuhalten. 
Aufgrund der umfangreichen Erhebungen, u.a. auch im Rahmen des Verkehrsgutachtens, so-
wie daraus abgeleiteten Planungen und Maßnahmen, steht die geplante Flächenwidmungs-
plan-Änderung auch im Einklang mit dem Abwägungsgebot gem. § 3 ROG 2009. 
 
Hinsichtlich des Abwägungsgebot bezüglich des Ortsteil Dreimühlen liegen entsprechende 
Fachgutachten vor.  
Zum Fachbereich Lärm liegt das schalltechnische Projekt der DI Graml Ziviltechnik (Projekt 
Nr. 23008-SP) vom 20.07.2023 vor. Darin wird nachgewiesen, dass mit dem geplanten Sport-
platz unter Einhaltung von Schallschutzmaßnahmen in Form von Schallschutzwällen, die im 
Gutachten detailliert angegeben wurden, oder auch mit gleichwertigen Schallschutzwänden, 
schallabschirmenden Gebäuden und deren Kombinationen bei den nächsten Baulandwidmun-
gen und nächsten Häusern im Grünland keine relevanten Schallpegelerhöhungen zu erwarten 
sind.  
Bei Dorfgebiet in Dreimühen wird gem. dem schalltechnische Projekt am Tag wird der berech-
nete Istzustand 2033 durch den geplanten Sportplatz mit Schallschutzmaßnahmen um 0,1 dB 
bis zu max. 0,3 dB und am Abend um 0,2 dB bis max. 0,6 dB erhöht. 
Gem. nach medizinischer Fachliteratur können Pegeländerungen <1 dB vom normal empfin-
denden menschlichen Ohr nicht wahrgenommen werden.   
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Wie auch die Ortsplanung der Gemeinde Göming in der Stellungnahme feststellt, ist davon 
auszugehen, dass es mit der Umsetzung der im schalltechnischen Gutachten vorgeschlage-
nen Maßnahme (Lärmschutzwall o.ä.) zu keiner Beeinträchtigung des Wohngebietes in Gö-
ming kommen wird. Damit bei den nächsten Nachbarn keine schallmäßigen Beeinträchtigun-
gen zu erwarten. 
 
Zum Fachbereich Licht wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa.  Siteco Österreich GmbH - 
Matthias Fenninger vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird das exakte Ausleuchten der Sportflä-
chen gewährleistete und eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe Lichtberech-
nung). 
 
Aufgrund der umfangreichen Erhebungen und Fachgutachten, hier Lärm und Licht, sowie da-
raus abgeleiteten Planungen und Maßnahmen, steht die geplante Flächenwidmungsplan-Än-
derung auch diesbezüglich im Einklang mit dem Abwägungsgebot gem. § 3 ROG 2009. 
 
7. Widersprüchliches Verkehrskonzept:  
Wie in Z. 6 bereits dargelegt, besteht für den geplanten Sportplatz das Verkehrsgutachten von 
Dipl.-Ing. Kettl (GZ 1023t03) vom Juli 2023. Zusammenfassend wird darin festgestellt: 
Für den künftigen Betrieb einer Sportanlage in Oberndorf, angrenzend an die B 156, bedarf es 
der Errichtung einer neuen Zu- und Abfahrt von der Lindachstraße entlang des Waldrandes, 
welche ausreichend dimensioniert ist, bedarf, um den unterschiedlichen Frequenzen gerecht 
zu werden.  
Die KFZ Anbindung soll vorrangig abgehend von der B 156a , Kreuzung Oichtensiedlung über 
die Lindachstraße geführt werden.  Dies ist auch durch Leiteinrichtungen (Beschilderungen) 
vorzugeben.  
Für den Radfahrer, sowie Fußgänger sind Anbindungen an das bestehende Straßen- und We-
genetz herzustellen.  Vorteilhaft wäre auch eine zusätzliche Anbindung aus Göming.  
Es wird angeregt nochmals ein Gespräch mit den zuständigen Fachabteilungen zu suchen, 
um die Option der offiziellen Nutzung einer Geh- und Radwegverbindung von der Michael-
Rottmayr Straße aus Richtung Lindachstraße zu prüfen. Die Bestandsverhältnisse im Bereich 
der Lindachstraße Richtung Paracelsusstraße sind insbesondere für Radfahrer nicht ideal und 
lassen sich baulich kaum optimieren. Hier sollte einer gesamthaften Betrachtung Platz einge-
räumt werden.   
Eine Anbindung von der B 156 aus wird für den Regelbetrieb nicht als notwendig und sinnvoll 
erachtet. Trotzdem wird empfohlen eine richtungsgebundene Anbindung in der Planung weiter 
zu berücksichtigen, um die Flächen freizuhalten. 
Ein Widerspruch im Verkehrskonzept kann aufgrund der o.a. Ausführungen aus fachlicher 
Sicht nicht erkannt werden. 
 
8. Lärm/Schallemissionen:  
a) Fehlende Bestandsaufnahme, Verletzung des Grundsatzes „Messen vor Rechnen“:  
Gem. dem schalltechnischen Projekt der DI Graml Ziviltechnik (Projekt Nr. 23008-SP) vom 
20.07.2023 wurde eine Prognoseberechnung wie folgt durchgeführt: 
Die Schallausbreitungsberechnungen werden entsprechend den normativen Vorgaben durch-
geführt. Dabei wird sowohl die Abschirmung als auch die Reflexion der Geräusche durch Ge-
bäude berücksichtigt. Die Erstellung des erforderlichen Datenmodells mit den relevanten Ge-
räuschquellen, Gebäuden und den Immissionsorten sowie alle schalltechnischen Berechnun-
gen erfolgen mit dem Softwareprogramm Immi der Wölfel Software GmbH in der aktuellen 
Programmversion.  
Im Berechnungsmodell wurden Reflexionen bis zur 2. Ordnung berücksichtigt. Der Bodenab-
sorptionsgrad g1 wurde mit 0,6 in die Berechnung eingesetzt. Die asphaltierten bzw. schall-
harten Flächen wurden mit einem Bodenabsorptionsgrad von 0,1 berücksichtigt.  
Frequenzspektrum: Oktavspektrum 63 – 8000 Hz  
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Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgt definitionsgemäß unter ausbreitungsbegünsti-
genden meteorologischen Bedingungen („Mitwind“). Bei Langzeituntersuchungen wird dieser 
Immissionspegel  
i.d.R. jedoch niedriger liegen, weil nicht immer eine Mitwind-Situation vorherrscht.  
Die gesamten Berechnungsgrundlagen sind in der Anlage beigelegt. 
Die Schallemissionen durch den Straßenverkehr werden entsprechend den Berechnungsvor-
schriften der RVS berechnet. Für die Prognoseberechnung der Lärmemissionen durch den 
Straßenverkehr wurden die Daten aus den Verkehrszählungen der vergangenen Jahre heran-
gezogen. 
zur Berechnung der Schallimmissionen wurden Immissionspunkte gesetzt und die schallmä-
ßige Auswirkung des Istzustand 2033 sowie des geplanten Sportplatzes in einer Computersi-
mulation berechnet. An den Grenzen der Flächenwidmungen „Reine Wohngebiete“, „Dorfge-
biete“ und „Erweiterte Wohngebiete“ wurden Immissionspunkte in einer relativen Höhe von 4 
m eingesetzt und die Immissionspegel berechnet.  
Aufgrund der Umfangreichen Erhebung des schalltechnischen Projekts der DI Graml Ziviltech-
nik liegt eine detaillierte Bestandsaufnahme vor. Die Erhebungen für das schalltechnische Pro-
jekt entsprechen dem Stand der Technik und wurden entsprechend den Berechnungsvor-
schriften der RVS berechnet. Eine fehlende Bestandsaufnahme kann aus fachlicher Sicht da-
her nicht erkannt werden. Die Berechnungsvorschriften entsprechen der RVS. 
 
b) Für die Prognoseberechnung der Lärmemissionen durch den Straßenverkehr wurden die 
Daten aus der Straßenverkehrsvorschau 2015 auf Autobahnen und Landesstraßen in Salz-
burg aus dem Jahr 2007  
[1] und der ECE-Zählungen 2010 [2] und 2021 [4] herangezogen. Aus den Verkehrsstärken 
der Jahre 2010 und 2021 wurde eine jährliche Verkehrszunahme errechnet und für das Jahr 
2033 mit der entsprechenden Formel hochgerechnet.  
Die bestehende Flächenwidmung „Gewerbegebiete“ (BAGG) liegt östlich der B156.  Für das 
bestehende Gewerbegebiet werden die Schallemissionswerte der ÖNORM S 5021 für die Ka-
tegorie 5 herangezogen. Da für den geplanten Sportplatz in der Nacht keine Nutzung stattfin-
det, werden die Schallemissionen des Gewerbegebietes für die Berechnungen nachts nicht 
berücksichtigt. Insgesamt wurden im schalltechnischen Projekt die Schallimmissionen des 
ggst. Gewerbegebiete errechnet und entsprechend berücksichtigt. 
 
c) Gem. dem ggst. schalltechnischen Projekt werden für den geplanten Sportplatz die Schal-
lemissionswerte der ÖNORM S 5021 für die Kategorie 5 wie folgt herangezogen.  
Die Flächenbezogener Schallleistungspegel L‘‘w am Tag und am Abend liegt bei 65 dB(A). 
Daraus berechnet sich für den neu geplanten Sportplatz am Tag und am Abend eine Schall-
leistung von 110,9 dB(A).  
Der flächenbezogene Schallleistungspegel des vorliegenden Betriebes (Sportplatz) ist immer 
auf das ganze betrachtete Grundstück zu legen. Die Flächenschallquelle ist in einer Höhe von 
1,5 m einzusetzen. Die Flächenquelle entspricht dabei dem gesamten betrachteten Grund-
stück mit Ausnahme eines Randstreifens von 4 m, welcher parallel zu den Grundstücksgren-
zen verläuft. Es entsteht damit eine schallabstrahlende Fläche, die im Zentrum des Grund-
stücks liegt und zu den Grundstücksgrenzen überall einen Abstand von 4 m aufweist. Die 
Schallemission der Flächenschallquelle ist daher auf die so definierte schallabstrahlende Flä-
che umzurechnen.  
Das Gutachten steht damit in Übereinstimmung mit der Fachabteilung Umweltschutz. Die Be-
rechnung erfolgte für die gesamte Widmungsfläche, die genaue Lage der Tribünenanlage ist 
noch in den nachfolgenden Verfahren festzulegen. 
 
d) Die zu erwartenden Schallemissionen durch Verkehrsbewegungen auf den Zufahrtstraßen 
und den Park- und Erschließungsflächen beim Sportzentrum sind im schalltechnischen Projekt 
detailliert angeführt. Am Tag wird der berechnete Istzustand 2033 durch den geplanten Sport-
platz mit Schallschutzmaßnahmen um 0,1 dB bis zu max. 0,8 dB und am Abend um 0,2 dB bis 
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max. 1,2 dB erhöht. Aus schalltechnischer Sicht sind bei den nächsten Nachbarn daher keine 
schallmäßigen Beeinträchtigungen zu erwarten.  
 
e) Wie bereits o.a. werden im schalltechnischen Projekt für den geplanten Sportplatz die Schal-
lemissionswerte der ÖNORM S 5021 für die Kategorie 5 herangezogen. Die Flächenbezoge-
ner Schallleistungspegel L‘‘w am Tag und am Abend liegt bei 65 dB(A). Daraus berechnet sich 
für den neu geplanten Sportplatz am Tag und am Abend eine Schallleistung von 110,9 dB(A). 
Wie bereits mehrfach dargelegt wird am Tag der berechnete Istzustand 2033 durch den ge-
planten Sportplatz mit Schallschutzmaßnahmen um 0,1 dB bis zu max. 0,8 dB und am Abend 
um 0,2 dB bis max. 1,2 dB erhöht. Aus schalltechnischer Sicht sind bei den nächsten Nachbarn 
daher keine schallmäßigen Beeinträchtigungen zu erwarten.  
Ohne einer ärztlichen Beurteilung vorgreifen zu wollen, wird ergänzend angemerkt, dass nach 
einschlägiger medizinischer Fachliteratur Pegeländerungen ≤ 1 dB vom normal empfindenden 
menschlichen Ohr nicht wahrgenommen werden können.  
 
f) Bezüglich des Lärmschutzwalles in östlicher und südöstlicher Richtung, wird auf die o.a. 
Ausführungen verwiesen. Richtung Dreimühlen kommt es gem. schalltechnischem Projekt DI 
Graml Ziviltechnik zu einer Erhöhung des Schallpegels Tag um 0,1 - 0,3 dB und am Abend um 
0,2 - 0,6 dB. Darüber hinaus besteht unabhängig davon ein ausreichender Abstand gem. 
Richtlinie Immissionsschutz in der Raumordnung. Ein Lärmschutzwall Richtung Dreimühlen ist 
daher nicht erforderlich. 
 
9. Lichtemissionen durch Flutlichtanlagen der Fußballplätze, Tennisplätze, Beleuchtung Park-
platz:   
Hierzu wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa.  Siteco Österreich GmbH - Matthias Fenninger 
vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird Einhaltung der einschlägigen Ö-Normen EN12193 (Sport-
stättenbeleuchtung) und O1052 (Lichtimmissionen) gewährleistet (siehe Lichtberechnung). 
Durch die Festlegungen in Beleuchtungskonzept ist das exakte Ausleuchten der Sportflächen 
gewährleistete und wird eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe Lichtberech-
nung). Das Beleuchtungskonzept ist eine wesentliche Planungsgrundlage und wird mit der 
ggst. TAÄ beschlossen und verordnet. 
 
10. Fehlende Alternativenprüfung: 
Für den Standort des geplanten Sportplatzes hat eine umfangreiche Alternativen-Prüfung 
stattgefunden. Für den neuen Sportplatz wurden vonseiten des Amtes der Salzburger Landes-
regierung außer dem konkreten, geplanten Standort, weitere Alternativen auf dem Gemeinde-
gebiet von Nußdorf geprüft (Zl. 20701-A/2911/329-2017 vom 23.07.2014 und 205-
ALLG/2911/350-2015 vom 23.11.2015). Dabei kommt der ASV zum Schluss, dass der ggst. 
Standort an der Gemeindegrenze zu Göming grundsätzlich geeignete ist, jedoch eine Zu-
fahrtslösung für das Projekt Voraussetzung ist. Die beiden Standort im Gemeindegebiet von 
Nußdorf sind einerseits nicht geeignet (Standort B) bzw. wäre andererseits das REK zu ändern 
und stehen - unabhängig davon - nicht zur Verfügung. 
Die Möglichkeit von Alternativstandorten für den neuen Sportplatz in Oberndorf ist aufgrund 
des kleinen Gemeindegebiets begrenzt. Der Bereich Maria Bühel wird aufgrund der land-
schaftlichen Gegebenheiten als weniger geeigneter Standort für den Sportplatz angesehen. 
Daher besteht ein hohes öffentliches Interesse an der Errichtung des neuen Sportplatzes am 
ggst. Standort im östlichen Randbereich des Gemeindegebiets von Oberndorf, abseits des 
bestehenden Siedlungsgebiets. 
Auch im Zuge der Umweltprüfung (Umweltbericht) wurden als mögliche Alternativen drei wei-
tere Standorte untersucht. In ihrer jeweiligen Gesamtbewertung wurde keiner als besser ge-
eignet ermittelt als der lt. Umwidmung geplante Standort. Darüber hinaus sind die beiden 
Standorte in Nußdorf nicht verfügbar. Der Alternativstandort in Oberndorf ist zu klein und erfüllt 
auch nicht die Anforderungen hinsichtlich der notwendigen Flächenkonfiguration für einen 
Sportplatz.  Zusammenfassend bewirkt damit der ursprüngliche, gem. Umwidmung geplante, 
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Standort weniger negative Auswirkungen auf die Umwelt und ist damit besser für das Vorha-
ben geeignet. 
Eine fehlende Alternativenprüfung kann daher aus fachlicher Sicht nicht nachvollzogen wer-
den. 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme der Ebner, Aichinger, Guggenberger 
Rechtsanwälte GmbH festgestellt werden, dass die in der Stellungnahme angeführten 
Einwendungen v.a. aufgrund der zahlreichen Fachgutachten ausreichend berücksich-
tigt werden und bei der Errichtung des geplanten Sportplatzes auch entsprechend um-
zusetzen sind. Insgesamt können dadurch negative Auswirkungen weitestgehend ver-
mieden werden. 
Es wird der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf aus raumordnungsfach-
licher Sicht empfohlen den Einwendungen nicht zu folgen und ggst. TAÄ wie vorliegend 
zu beschließen. 
 
 
Obmann Ing. Josef Eder bittet sodann das Gremium um Fragen, Anregungen und gegensätz-
liche Meinungen zu den Einwendungen der Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsanwälte 
GmbH. 
 
Stadtrat Stefan Jäger möchte wissen, was bei Punkt 7. „ausreichend dimensioniert“ bedeutet. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller sagt dazu, dass es im Verkehrsgutachten von Dipl.-Ing. Stefan Kettl 
einen Regelquerschnitt gibt, der aufgrund der erhobenen Frequenzen im Gutachten als aus-
reichend festgelegt wird und in den Planungen auch entsprechend berücksichtigt ist. 
 
GV Manuel Gönitzer erkundigt sich, warum die Zufahrt über die B156 als nicht sinnvoll erachtet 
wird. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller erklärt dazu, dass eine negative Stellungnahme der Landesstraßenver-
waltung vorliegt, die grundsätzlich aussagt, dass der Abstand zwischen den beiden Abfahrten 
zu gering ist und dass eine Umfahrungsstraße dazu da ist, eine rasche Abwicklung und Flüs-
sigkeit des Verkehrs zu gewährleisten.  
 
Vizebürgermeisterin Carola Schößwender bittet um kurze Erklärung, wie man auf die Jahres-
zahl 2033 kommt. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller führt dazu aus, dass es sich hier um eine Prognose für die nächsten 10 
Jahre handelt, also von 2023 auf 2033. Dies ist aus der Fachliteratur herauszunehmen. Es 
wird eine zukünftige Schallprognose für 10 Jahre angenommen. 
 
Stadträtin Stefanie Brandstätter möchte wissen, wie hoch der Schwellenwert für die Umwelt-
prüfung ist und ob der 4-Meter-Abstand bei allen Flächen rund herum angedacht ist. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller sagt dazu, dass der Schwellenwert 5 ha beträgt und der 4-Meter-Ab-
stand überall einzuhalten ist. 
 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen, verliest Dipl.-Ing. Zeller seine Stellung-
nahme zum Schreiben der Ehegatten Hans-Jörg du Monika Bauer und andere vom 
08.11.2024 (Posteingang 11.11.2024) . 
 
Ad 3.: Hans-Jörg und Monika Bauer und andere 
1. Fachbereich Schall/Lärm 
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Zum Fachbereich Lärm liegt das schalltechnische Projekt der DI Graml Ziviltechnik (Projekt 
Nr. 23008-SP) vom 20.07.2023 vor. Darin wird nachgewiesen, dass mit dem geplanten Sport-
platz unter Einhaltung von Schallschutzmaßnahmen in Form von Schallschutzwällen, die im 
Gutachten detailliert angegeben wurden, oder auch mit gleichwertigen Schallschutzwänden, 
schallabschirmenden Gebäuden und deren Kombinationen bei den nächsten Baulandwidmun-
gen und nächsten Häusern im Grünland keine relevanten Schallpegelerhöhungen zu erwarten 
sind.  
Am Tag wird der berechnete Istzustand 2033 durch den geplanten Sportplatz mit Schallschutz-
maßnahmen um 0,1 dB bis zu max. 0,8 dB und am Abend um 0,2 dB bis max. 1,2 dB erhöht. 
Gem. nach medizinischer Fachliteratur können Pegeländerungen <1 dB vom normal empfin-
denden menschlichen Ohr nicht wahrgenommen werden.   
Für die Ermittlung des flächenbezogenen Schallleistungspegels des geplanten Sportplatzes 
werden die Schallemissionswerte der ÖNORM S 5021 für die Kategorie 5 herangezogen. Da-
mit sind die gem. TAÄ geplante Nutzung ausreichend abgedeckt. 
Wie auch die Ortsplanung der Gemeinde Göming in der Stellungnahme feststellt, ist davon 
auszugehen, dass es mit der Umsetzung der im schalltechnischen Gutachten vorgeschlage-
nen Maßnahme (Lärmschutzwall o.ä.) zu keiner Beeinträchtigung des Wohngebietes in Gö-
ming kommen wird. 
Damit bei den nächsten Nachbarn und auch beim unbebauten Bauland keine schallmäßigen 
Beeinträchtigungen zu erwarten. 
 
2. Fachbereich Wasser 
Für die Ableitung der Schmutz- und Oberflächenwässer wurde ein Infrastrukturkonzept von DI 
Stephan Kettl (GZ1024t03) erstellt.  Demnach ist der anstehende Untergrund nicht sickerfähig. 
Die Festflächen, wie auch drainagierten Sportplatzflächen sind nach entsprechender Re-
tention und Vorreinigung in eine Vorflutkanalisation abzuleiten. Trotz der etwas weiter von den 
bestehenden Siedlungsbereichen abgerückten Lage der künftigen Sportplatzfläche, kann in-
folge der vorhandenen Leitungslagen und Geländeverhältnisse eine gute Ver- und Entsorgung 
sichergestellt werden. Zur Errichtung sind neben einer Gestattung für die Trassenführung (An-
bindung RW-Kanal), einer Zustimmung der Gemeinde Göming hinsichtlich einer Einbindung 
in das Kanalnetz erforderlich. Diese wurde - wie im Infrastrukturkonzept angeführt - grundsätz-
lich bereits im Vorfeld abgeklärt. Alle weiteren Maßnahmen können im künftigen Projektgebiet 
abgewickelt werden. Für die OFW der Straße, wie auch des Parkplatzes ist um eine wasser-
rechtliche Bewilligung anzusuchen. 
 
3. Fachbereich Naturschutz: 
Hinsichtlich der Wildlebensräume ist festzustellen, dass in diesem Zusammenhang für die 
ggst. Fläche eine umfassende Flora- und Faunakartierung von der ARNAL Büro für Natur und 
Landschaft AG, datiert mit 31.07.2023, sowie eine Berichtsergänzung, datiert mit 06.06.2024, 
betreffend Methodenbeschreibung zur Herpetofauna und der Vegetation vorliegt. Darin wur-
den die bestehenden Lebensräume der Vegetation und Tierwelt erhoben. Die Maßnahmen für 
die untersuchten Schutzgüter Herpetofauna, Vögel, Kleinsäuger, Vegetation und Lebensraum-
verbund zeigen keine negativen Wechselwirkungen zueinander. Darin wird zusammenfassend 
festgestellt, dass durch den geplanten Sportplatz der Lebensraumverbund, Lebensräume und 
allenfalls geschützte Arten beeinträchtigt werden. Bei Umsetzung der vorgeschlagenen Ver-
meidungs-, Minderungs- und Ersatzmaßnahmen kann der anzunehmende Eingriff aber so weit 
minimiert werden, dass die aus dem geplanten Sportplatz resultierenden einhergehenden Be-
einträchtigungen als gering beurteilt werden können.  
Die im Bereich des Sportplatzes geplanten Nutzung werden in Übereinstimmung mit der Wid-
mung stehen, anderenfalls könnte keine Bewilligung erteilt werden. 
Die Produktionsfunktion der lw. Flächen ist als gering zu beurteilen. Bei der Nutzung als Sport-
platz ist dennoch auf die Erhaltung wertvoller (Teil-)Standorte, die Minimierung der Versiege-
lung und die Reduktion der Flächeninanspruchnahme zu achten sowie entsprechende Ver-
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meidungs- bzw. Verringerungsmaßnahmen zu setzen. Bei der Befestigung der Sportplatzflä-
chen sind möglichst durchlässige Befestigungsarten zu verwenden. Außerdem ist eine geeig-
nete Regenwasserversickerung - z.B. Rigolen- und Muldensysteme - einzusetzen. 
 
4. Widmungsbegehren: 
Geplant ist die Ausweisung von 39.214 m² von GLG in 31.511 m² GSP-Fußball und 7.703 m² 
GSP-Tennis. Dem liegt das Projekt der Erlmoser Landschafts- und Freiraumplanung zu-
grunde. Die zukünftige sportliche Nutzung wird entsprechend der Widmung erfolgen. Die Park-
plätze sind im GLG situiert. Wir allfällige andere Nutzungen (Skater-Park, Beachvolleyball, 
etc.) sind ggf. zu einem späteren Zeitpunkt die Rahmenbedingungen zu schaffen. 
 
5. Zusammenfassung: 
Die angeführte Wertminderung der umliegenden Grundstücke durch die Errichtung des ge-
planten Sportplatzes ist raumordnungsfachlich nicht relevant. 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme von Hans-Jörg und Monika Bauer 
und anderen festgestellt werden, dass die angeführten Fragen v.a. aufgrund der zahl-
reichen Fachgutachten ausreichend berücksichtigt und beantwortet wurden und bei der 
Errichtung des geplanten Sportplatzes auch entsprechend umzusetzen sind. Insgesamt 
können dadurch negative Auswirkungen weitestgehend vermieden werden. 
Es wird der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf aus raumordnungsfach-
licher Sicht empfohlen die ggst. TAÄ wie vorliegend zu beschließen. 
 
Nach Verlesung dieser Stellungnahme bittet Obmann Ing. Josef Eder um Fragen, Anregun-
gen, gegenteilige Meinungen und erkundigt sich noch, wie viele Gutachten insgesamt einge-
holt wurden. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller sagt dazu, dass insgesamt 6 Gutachten eingeholt wurden. 
 
Stadträtin Stefanie Brandstätter möchte wissen, was Herpetofauna bedeutet. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller führt aus, dass dies nicht sein Fachgebiet ist und er diese Frage nicht 
beantworten kann. 
 
Stadträtin Stefanie Brandstätter erkundigt sich, warum die ÖNORM Kategorie 5 herangezogen 
wird. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller führt dazu aus, dass die Kategorie 5 für Gewerbegebiete herangezogen 
wird und Sportanlagen betreffend Lärmemmissionen wie Gewerbegebiete zu behandeln sind. 
Dies wurde bei den Berechnungen entsprechend berücksichtigt. 
 
Stadtrat Stefan Jäger erkundigt sich, wo um eine wasserrechtliche Bewilligung anzusuchen 
ist. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller führt aus, dass die zuständige Behörde die Bezirkshauptmannschaft 
Salzburg-Umgebung ist. 
 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen mehr zu den Einwendungen der Familie Bauer und andere 
vorliegen, verliest Dipl.-Ing. Georg Zeller seine Stellungnahme zu den Einwendungen des 
Herrn Peter Weißenböck und andere vom 08.11.2024 (Posteingang 10.11.2024). 
 
Ad 4.: Peter Weißenböck und andere 
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1. Hierzu liegt ein Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Stefan Kettl (GZ 1023t03) vom Juli 2023 vor. 
Zur Geh- und Radwegverbindung nach Göming ist darin festgehalten: "Weiters wird eine di-
rekte Anbindung der Gemeinde Göming über einen Begleitweg neben der B 156 empfohlen." 
Darüber hinaus wurde seitens der Gemeinde Göming (Verfasser Dipl.-Ing. Kettl) eine Option 
zur Wegführung entlang der B156 und im Waldstück übermittelt. Diese Variante wird positive 
beurteilt, ist jedoch von der Bereitschaft der Grundeigentümer der land- und forstwirtschaftli-
chen Grundstücke, sowie der Zustimmung der Landesstraßenverwaltung abhängig. Hinsicht-
lich Radverkehr ist im Verkehrskonzept festgehalten, dass, mittelfristig seitens der Stadtge-
meinde eine Verbesserung der Durchwegung für Radfahrer anzustreben wäre, wenngleich 
dies infolge der beschränkten Platzverhältnisse nicht einfach sein wird.  
 
2. siehe Pkt. 1.  
 
3. Wie bereits o.a. liegt ein Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Stefan Kettl zum geplanten Sport-
platz vor. Die Erschließung der ggst. Entwicklungsflächen ist über die südlich des Waldes (der 
westlich der Änderungsfläche gelegen ist) verlaufende Straße geplant.  
Aufbauend auf den Bestandsverhältnissen sollte der KFZ Verkehr vorrangig über die Lindach-
straße, abgehend von der Oichtensiedlung geführt werden. Die Eigentumsverhältnisse gestat-
ten hier auch eine Verbreiterung. Die andere Anbindung über die Paracelsusstraße ist durch 
die ungünstigen Radien und Breitenverhältnisse für eine weitere Frequenzerhöhung nicht zu 
empfehlen. Im Bereich der Oichtensiedlung sind mittelfristig bauliche Maßnahmen zu prüfen 
um die Geschwindigkeiten weiterhin gering zu halten (sh. auch Verkehrskonzept, Kap. 2.4.1 
KFZ). 
 
4. Gem. Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Kettl ist davon auszugehen, dass bei den Fußgängern 
und Radfahrern diese künftig Großteils aus dem Stadtgebiet von Oberndorf, sowie aus Gö-
ming kommen. Somit wird sich der Radverkehr an den bestehenden innerörtlichen Straßen 
(Paracelsusstraße / Lindachstraße) orientieren. [...] Positiv wäre auch eine Entflechtung des 
Straßenverkehrs vom Radverkehr durch eine getrennte Trassenführung. Hierzu sind aber ak-
tuell keine Lösungsoptionen erkennbar, nachdem die bestehenden Forstwege nicht genutzt 
werden dürfen. In Anbetracht der Gefahrenquellen auf den bestehenden Routen sollte die Op-
tion einer Trassennutzung (sh. Grafik – gelbe Linie) nochmals mit den zuständigen Fachabtei-
lungen (Forst / Naturschutz) diskutiert werden. Im gegenständlichen Fall würde nur ein Rand-
bereich des zusammenhängenden Waldstückes durchschnitten und zudem handelt es sich 
bereits jetzt um einen forstlichen Weg, welcher durch Fußgänger genutzt wird. 
 
5. Gem. Verkehrskonzept werden infolge der Ermittlung der KFZ – Frequenzen, und auch 
unter Berücksichtigung der Erweiterungsoptionen mindestens 80 PKW – Stellplätze und 2 
Busparkplätze als erforderlich erachtet. Für den Parkplatz ist dem Verkehrskonzept bereits ein 
Planungsentwurf beigelegt, welcher die Flächenerfordernisse darstellt, und die prinzipielle Um-
setzbarkeit in den künftigen Planungsschritten aufzeigt. 
Gem. Infrastrukturkonzept von Dipl.-Ing. Kettl wird der Parkplatz in den Fahrgassen asphal-
tiert. Die Stellplätze werden mit Rasenliner ausgeführt. 
 
6. Gem. Verkehrskonzept wird der Radverkehr über einen Geh & Radweg getrennt von der 
Fahrbahn abgewickelt. Bei 30 km/h ist ein Begegnungsverkehr PKW / PKW sichergestellt 
(Mindestbreite 4,5 m lt. RVS . 03.04.12) Die Frequenz der Busse ist so gering, daß hierzu 
gesondert ein Ordnungsdienst eingeteilt werden kann, welcher kurzfristig die Zu bzw. Abfahrt 
vom Gelände unterbricht, um ein einspuriges Befahren zu ermöglichen. Die Straße wäre 
hierzu mit einem Fahrverbot für LKW und Busse zu verordnen. Für Veranstaltungen hat der 
jeweilige Verein um eine straßenpolizeiliche Ausnahme anzusuchen, in welcher die Erforder-
nisse festgelegt werden können. 
 
7. und 8. siehe Pkt. 3 und 4 zu Fahrbahn und Gehweg. 
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9. Die gesamte Flächengröße ist der planlichen Darstellung des Verkehrskonzeptes von Dipl.-
Ing. Kettl zu entnehmen. Die genauen Werte dazu sind bei Dipl.-Ing. Kettl anzufragen. 
 
10. Hinsichtlich der Barriere für viele Tierarten ist festzustellen, dass in diesem Zusammen-
hang für die ggst. Fläche eine umfassende Flora- und Faunakartierung von der ARNAL Büro 
für Natur und Landschaft AG, datiert mit 31.07.2023, sowie eine Berichtsergänzung, datiert 
mit 06.06.2024, betreffend Methodenbeschreibung zur Herpetofauna und der Vegetation vor-
liegt. Darin wurden die bestehenden Lebensräume der Vegetation und Tierwelt erhoben. Die 
Maßnahmen für die untersuchten Schutzgüter Herpetofauna, Vögel, Kleinsäuger, Vegetation 
und Lebensraumverbund zeigen keine negativen Wechselwirkungen zueinander. Darin wird 
zusammenfassend festgestellt, dass durch den geplanten Sportplatz der Lebensraumverbund, 
Lebensräume und allenfalls geschützte Arten beeinträchtigt werden. Bei Umsetzung der vor-
geschlagenen Vermeidungs-, Minderungs- und Ersatzmaßnahmen kann der anzunehmende 
Eingriff aber so weit minimiert werden, dass die aus dem geplanten Sportplatz resultierenden 
einhergehenden Beeinträchtigungen als gering beurteilt werden können. 
 
11. Hierzu wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa. Siteco Österreich GmbH - Matthias Fen-
ninger vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird Einhaltung der einschlägigen Ö-Normen EN12193 
(Sportstättenbeleuchtung) und O1052 (Lichtimmissionen) gewährleistet (siehe Lichtberech-
nung). Durch die Festlegungen in Beleuchtungskonzept ist das exakte Ausleuchten der Sport-
flächen gewährleistete und wird eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe Lichtbe-
rechnung). Das Beleuchtungskonzept ist eine wesentliche Planungsgrundlage und wird mit 
der ggst. TAÄ beschlossen und verordnet. Die darin getroffenen Festlegungen sind in den 
nachfolgenden Verfahren zwingend umzusetzen. 
 
12. Für den Standort des geplanten Sportplatzes hat eine umfangreiche Alternativen-Prüfung 
stattgefunden. Für den neuen Sportplatz wurden vonseiten des Amtes der Salzburger Landes-
regierung außer dem konkreten, geplanten Standort, weitere Alternativen auf dem Gemeinde-
gebiet von Nußdorf geprüft (Zl. 20701-A/2911/329-2017 vom 23.07.2014 und 205-
ALLG/2911/350-2015 vom 23.11.2015). Dabei kommt der ASV zum Schluss, dass der ggst. 
Standort an der Gemeindegrenze zu Göming grundsätzlich geeignete ist, jedoch eine Zu-
fahrtslösung für das Projekt Voraussetzung ist. Die beiden Standort im Gemeindegebiet von 
Nußdorf sind einerseits nicht geeignet (Standort B) bzw. wäre andererseits das REK zu ändern 
und stehen - unabhängig davon - nicht zur Verfügung. 
Die Möglichkeit von Alternativstandorten für den neuen Sportplatz in Oberndorf ist aufgrund 
des kleinen Gemeindegebiets begrenzt. Der Bereich Maria Bühel wird aufgrund der land-
schaftlichen Gegebenheiten als weniger geeigneter Standort für den Sportplatz angesehen. 
Daher besteht ein hohes öffentliches Interesse an der Errichtung des neuen Sportplatzes am 
ggst. Standort im östlichen Randbereich des Gemeindegebiets von Oberndorf, abseits des 
bestehenden Siedlungsgebiets.  
Der Nachweis der Nicht-Verfügbarkeit ist Standortes "Schickkurve" ist bei der Stadtgemeinde 
angefragt. 
 
13. und 14. Die Fragen betreffen nicht die Raumordnung und sind daher in Zusammenhang 
mit dem ggst. Raumordnungsverfahren als nicht relevant einzustufen. 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme von Peter Weißenböck und andere 
festgestellt werden, dass die angeführten Fragen v.a. aufgrund der zahlreichen Fach-
gutachten ausreichend berücksichtigt und beantwortest wurden und bei der Errichtung 
des geplanten Sportplatzes auch entsprechend umzusetzen sind. Insgesamt können 
dadurch negative Auswirkungen weitestgehend vermieden werden. 
Es wird der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf aus raumordnungsfach-
licher Sicht empfohlen die ggst. TAÄ wie vorliegend zu beschließen. 
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Stadtrat Stefan Jäger möchte wissen, wie man ermitteln konnte, dass mindestens 80 PKW-
Stellplätze und 2 Busparkplätze erforderlich sein werden. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller führt aus, dass die Berechnung aus der Bestandsaufnahme aus dem 
Gutachten des DI Kettl hervorgeht und sich aus den durch Befragungen zu erwartenden Fre-
quenzen für Fußball und für Tennis und außerdem aus den bestehenden Anlageverhältnissen 
des überörtlichen und innerörtlichen Verkehrsnetzes ergibt. Dies wurde detailliert im Fachgut-
achten dargelegt, welches Grundlage für die Verkehrsplanung ist. 
 
Stadträtin Stefanie Brandstätter merkt an, dass die Forstwege benutzt werden aber eigentlich 
nicht benutzt werden dürfen. Werden diese illegal benutzt oder darf man diese jetzt nur in der 
Berechnung nicht verwenden? 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller erklärt, dass geplant war, die Erschließung durch das Waldstück zu 
führen. Dies wurde von der Naturschutzabteilung und von der Forstabteilung aufgrund der 
Zerschneidewirkung abgelehnt. Die Straße ist gegenwärtig ein Forstweg und darf als solchen 
genutzt werden. Ob dieser Weg als Gehweg genutzt werden darf, liegt nicht in seinem Fach-
bereich. 
 
Vizebürgermeisterin Carola Schößwender erklärt, dass sie, um die Stellungnahmen des Herrn 
Dipl.-Ing. Zeller besser verstehen zu können, auch die jeweils gestellten Fragen dazu kennen 
möchte und bittet, die jeweiligen Einwendungen auch vorzulesen.  
 
Da kurzer Diskussion werden sodann alle Einwendungen, zu welchen Herr Dipl.-Ing. Zeller 
seine Stellungnahme bereits vorgelesen hat, verlesen: 
 
 
Schreiben der Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsanwälte GmbH vom 18.10.2024:  
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister!  
Sehr geehrter Herr DI Müller! 
 
In dieser Angelegenheit gebe ich die Vertretung von Mag. Veronika Guggenberger, Quirin 
Guggenberger, Xaver Guggenberger und meiner selbst, Mag. Stefan Guggenberger, bekannt 
alle: 5114 Göming, Dreimühlen 9. 
 
Wir beabsichtigen, Einwendungen gegen die kundgemachte beabsichtigte Änderung des Flä-
chenwidmungsplans im Bereich „Sportplatz Neu - Gemeindegrenze zu Göming (Felber, Hag-
müller)" zu erheben. 
 
Die Kundmachung der Stadtgemeinde Oberndorf vom 27.09.2024, zugänglich ab 14.10.2024, 
nennt verschiedene Projektunterlagen und Stellungnahmen, die bisher nicht auf der digitalen 
Amtstafel der Stadtgemeinde Oberndorf zugänglich sind. 
 
Zur Abgabe begründete Einwendungen ist die Kenntnis dieser Unterlagen erforderlich. 
 
Es handelt sich vorerst um folgende Unterlagen und Aktenbestandteile, ich ersuche, diese 
möglichst umgehend digital zur Verfügung zu stellen, oder die Möglichkeit einzuräumen, diese 
mittels Downloadlinks oder mittels physischen Datenträgers zu übernehmen. 
 
Bauamtsleiter Dipl.-Ing. Müller verweist auf eine Liste mit 90 geführten Unterlagen. 
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Das Schreiben endet sodann: 
 
Bitte um vordringliche Übermittlung der in der Tabelle gelb hinterlegten Unterlagen, die übrigen 
Unterlagen bitte in angemessener Frist vor Ablauf der Stellungnahmefrist. 
 
Mit bestem Dank und freundlichen Grüßen 
 

 
 
Schreiben der Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsanwälte GmbH vom 11.11.2024: 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 
Sehr geehrte Mitglieder der Gemeindevertretung! 
 
1. Vollmachtsbekanntgabe 

 
Ich zeige an, dass unsere Kanzlei Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsanwälte GmbH nun-
mehr folgende Anrainer und Betroffene des Vorhabens „Sportplatz Neu – Gemeindegrenze zu 
Göming (Felber, Hagmüller)“ vertritt: 
 

1. Mag. Veronika Guggenberger, 
2. Quirin Guggenberger, 
3. Xaver Guggenberger, 
4. Mag. Stefan Guggenberger, 

            alle: 5114 Göming, Dreimühlen 9 
 

5. Elisabeth Danninger, 
6. Robert Danninger, 
7. Manuela Danninger, 

                 alle: 5114 Göming, Dreimühlen 11 
 

8. Sabine Danninger, 
5114 Göming, Dreimühlen 10 

9. Franziska Voggenberger, 
5114 Göming, Dreimühlen 8. 

 
2. Verweigerte Akteneinsicht: 

 
Das gegenständliche Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplans weist insofern eine 
Besonderheit auf, als die Stadtgemeinde Oberndorf einerseits als Trägerin von Rechten im 
Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung selbst Projektwerberin des Projekts 
„Sportplatz Neu an der Gemeindegrenze zu Göming“ ist. Andererseits besorgt die Stadtge-
meinde Oberndorf im Rahmen ihres eigenen Wirkungsbereichs (Art 118 Abs. 3 Z 9, B-VG) die 
Angelegenheiten der örtlichen Raumplanung; Verwaltungsorgane der Gemeinde vollziehen 
die raumordnungsrechtlichen Bestimmungen nach §§ 17 ff. und §§ 65 ff. ROG 2009. 
 
Einerseits beabsichtigt also die Stadtgemeinde Oberndorf als Trägerin von Privatrechten, so-
mit als Projekt- und Bewilligungswerberin, die Errichtung eines Sportzentrums bestehend 
aus zwei Fußballplätzen, vier Tennisplätzen, Gebäude, Erweiterungsfläche, mindestens 80 
KFZ-Stellplätzen, zwei Autobusstellplätzen, Zufahrtstraßen und Verkehrsflächen. 
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Dieselben Personen, die als Proponenten und Befürworter des Projekts handeln und in dieser 
Funktion die Stadtgemeinde Oberndorf privatwirtschaftlich vertreten, agieren andererseits als 
Verwaltungsorgane oder Mitglied eines Verwaltungsorgans bei der Bestandsaufnahme, der 
Aufstellung und beim Beschluss der hierzu erforderlichen Änderung des Räumlichen Entwick-
lungskonzeptes und des Flächenwidmungsplans. 
 
Um jeden Anschein einer Befangenheit zu vermeiden, ist es daher erforderlich, dass die 
zuständigen Verwaltungsorgane bei den betreffenden Verfahrensschritten größtmögliche 
Transparenz an den Tag legen. Insbesondere muss jeder Anschein vermeiden werden, dass 
Informationen und Unterlagen vorenthalten werden, die der Stadtgemeinde Oberndorf als 
Projektwerberin und in Personalunion deren Verwaltungsorgan vorliegen und die die Nach-
barn/Betroffenen in die Lage versetzen würden, substanziierte und begründete Einwendungen 
gegen das Vorhaben und die beabsichtigte Änderung des Flächenwidmungsplans zu erheben. 
 
Vor diesem Hintergrund richtete die Rechtsvertretung am 18.10.2024 an den Bürgermeister 
der Stadtgemeinde Oberndorf einen Antrag auf Akteneinsicht und Übermittlung von Aktenbe-
standteilen. Dass wie im Antrag ausgeführt „die Kenntnis dieser Unterlagen zur Abgabe be-
gründeter Einwendungen erforderlich“ ist, ergibt sich aus der Kundmachung der Stadtge-
meinde Oberndorf vom 27.09.2024 Zahl: D31374/2024, A/183/2021, in der auf zahlreiche mit 
Titel, Verfasser, Datum, Geschäftszahl, teilweise sogar mit Dateinamen bezeichnete Unterla-
gen bezuggenommen wird. 
 
Entgegen dem in diesem Fall besonders wichtigen Transparenzgebot lehnte der Bauamts-
leiter der Stadtgemeinde Oberndorf mit E-Mail vom 22.10.2024 13:53 die beantragte Ak-
teneinsicht ab, dies mit der Begründung, die zuständige Juristin der Abteilung 10 des Amtes 
der Salzburger Landesregierung habe die Auskunft gegeben, dass das gegenständliche 
Raumordnungsverfahren ein „Einparteienverfahren“ sei und ein Recht auf generelle Aktenein-
sicht nicht gegeben sei. Es stünden daher nur die im Amt aufliegenden und im Internet in 
gleichem Umfang abrufbaren Unterlagen zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 
Auf telefonisches Ersuchen des Antragstellervertreters gab der Bauamtsleiter der Stadtge-
meinde Oberndorf letztlich bei seinem Rückruf am 25.10.2024 bekannt, dass die Stadtge-
meinde Oberndorf bei ihrer Rechtsmeinung bleibe und sich der Antragstellervertreter gege-
benfalls an die besagte Mitarbeiterin der Abteilung 10 wenden möge. 
 
Diese Rechtsansicht ist in mehrfacher Hinsicht verfehlt: 
 

- Das Amt der Salzburger Landesregierung ist im gegenwärtigen Verfahrensstadium 
nicht für Rechtsauskünfte oder für die Genehmigung der Akteneinsicht zuständig. 
Es handelt sich um ein Verfahren im Rahmen der örtlichen Raumordnung im eige-
nen Wirkungsbereich der Gemeinde. 

- Ein „Einparteienverfahren“ liegt erst ab dem Zeitpunkt vor, zu dem der Bürgermeis-
ter nach § 65 Abs. 7 ROG für den beschlossenen Flächenwidmungsplan die auf-
sichtsbehördliche Genehmigung bzw. – im gegenständlichen Fall (§ 74 Abs.1 Z 2 
lit a ROG) – die Kenntnisnahme unter Vorlage des gesamten Verwaltungsaktes 
nach Maßgabe des § 74 beantragt. In einem solchen aufsichtsbehördlichen Ver-
fahren wäre die Stadtgemeinde Oberndorf tatsächlich die einzige Partei. Gegen-
wärtig aber ist der Bürgermeister und ist in weiterer Folge die Gemeindevertretung 
(der Gemeinderat) zuständige Verwaltungsbehörde. Der Bürgermeister hat mit 
Kundmachung vom 27.09.2024 folgerichtig auch zur Erhebung von Einwendung 
an die Adresse zur Stadtgemeinde Oberndorf aufgefordert. 

 
3. Wiederholung des Antrags auf Akteneinsicht, Begehren auf Mitteilung von 
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Umweltinformationen nach dem UIG: 

 
Die Antragssteller wiederholen hiermit den Antrag vom 18.10.2024 (siehe Beilage./1) auf Ak-
teneinsicht und Übermittlung von Aktenbestandteilen, und zwar aller in Beilage./1 angeführ-
ten. Sie stützen diesen ausdrücklich auch auf § 2 ff., insbesondere auf § 5 Umweltinformati-
onsgesetz, BGBl 1993/495 idgF: 
 
Bei den in Beilage./1 angeführten Aktenbestandteilen, insbesondere bei jenen, die gelb her-
vorgehoben sind, handelt es sich um Umweltinformationen im Sinn des § 2 Umweltinformati-
onsgesetz. 
 
Sowohl der Bürgermeister als auch die Gemeindevertretung (der Gemeinderat) der Stadtge-
meinde Oberndorf sind informationspflichtige Stellen im Sinn des § 3 Abs. 1 Z 1 UIG. Sie 
nehmen durch Bundesverfassung (Art 118 B-VG) und Gesetz (ROG) übertragene Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung war. 
 
Aus der Kundmachung vom 27.09.2024 geht hervor, dass die in Beilage./1 angeführten Um-
weltinformationen bei den informationspflichtigen Stellen vorhanden sind. Diese Informationen 
wurden, soweit es sich um Projektunterlagen handelt, im Auftrag der Stadtgemeinde Obern-
dorf verfasst oder hergestellt, und soweit es sich um Äußerungen und Stellungnahmen diver-
ser öffentlicher Stellen und sonstiger Interessensvertretungen handelt, im Zusammenhang mit 
dem gegenständlichen Vorhaben gegenüber der Stadtgemeinde Oberndorf abgegeben. Un-
abhängig davon, ob diese Umweltinformationen physisch oder digital bei der Stadtgemeinden 
Oberndorf selbst vorliegen oder sich im Verfügungsbereich beispielsweise von Planungsbüros 
im Auftrag der Stadtgemeinde Oberndorf befinden oder gespeichert werden (§ § Abs. 1 Z 4 
UIG), sind deren Organe zur Offenlegung und Mitteilung verpflichtet. 
 
Werden die verlangten Umweltinformationen nicht oder nicht im beantragten Umfang mitge-
teilt, so ist hierüber ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber zwei Monate nach Ein-
langen des Informationsbegehrens, ein Bescheid zu erlassen. (§ 8 Abs. 1 UIG). 
Bevor sich also die Gemeindevertretung überhaupt im Sinn des § 65 Abs. 6 ROG mit den 
vorgebrachten Einwendungen und Stellungnahmen auseinandersetzen kann, wird es daher 
unabdingbar sein, den Antragstellern und im Sinne einer Gleichbehandlung auch allen ande-
ren Anrainern in den Gemeinden Oberndorf und Göming, die von dem gegenständlichen Vor-
haben betroffen sind, die begehrte Akteneinsicht zu gewähren und im Anschluss daran neu-
erlich eine angemessene, vier Wochen nicht unterschreitende Frist einzuräumen, damit 
diese Personen nach vollständiger Kenntnis der relevanten Umweltinformationen Ein-
wendungen erheben können. 
 
Sollte diesem Antrag nicht oder nicht vollständig Folge gegeben werden, wäre das gegen-
ständliche Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplans im Bereich „Sportplatz Neu – 
Gemeindegrenze zu Göming (Felber, Hagmüller)“ von vornherein mit Rechtswidrigkeit be-
lastet. Eine dennoch beschlossene und kundgemachte Änderung des Flächenwidmungsplans 
wäre gesetzwidrig und würde in verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte der betroffenen 
Anrainer eingreifen. 
 
Es wird nochmals ausdrücklich der 
 

Antrag 
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gestellt, Akteneinsicht in sämtliche in Beilage./1 angeführten Aktenbestandteile zu gewähren 
und diese Dateien in digitaler Form oder – soweit nur in Papier vorliegend – in Kopie zur Ver-
fügung zu stellen und falls diesem Auftrag nicht oder nicht zur Gänze entsprochen wird, dar-
über spätestens binnen 8 Wochen mit Bescheid zu entscheiden. 
 
Die Einschreiter werden erst nach Kenntnis der Projektunterlagen in der Lage sein, nach fun-
dierter Prüfung dieser Unterlagen Einwendungen gegen die Abänderung des Flächenwid-
mungsplans im Bereich „Sportplatz Neu“ zu erheben. 
 
Allerdings lässt bereits die Kundmachung vom 27.09.2024 und deren Anlagen (Verfahrens-
übersicht, 90 Seiten, und Umweltbericht GZ 326 UP 01-2022 vom 04.09.2024, 102 Seiten, 
Katasterplan 1:5000 und Beiblatt) darauf schließen, dass entweder wesentliche Bestandsauf-
nahmen nicht gemacht wurden oder - soweit in den Unterlagen enthalten - widersprüchlich 
sind, oder nicht offen gelegt wurden, dass die Verletzung wesentlicher Raumordnungsziele 
und – grundsätze droht, dass das Abwägungsgebot verletzt wird und dass die Umweltprüfung 
fehlt bzw. auf unzureichenden Grundlagen beruht. 
 
Dazu im Einzelnen: 
 
4. Größe des Vorhabens, Pflicht zur Vornahme einer Umweltprüfung: 

 
Die Kundmachung und deren Beilagen gehen auf diese Frage nur indirekt ein, beispielweise 
lautet es im Abschnitt „Umweltrelevanz“ im Zusammenhang mit der Schwellenwertprüfung, 
dass das Gesamtausmaß der gemäß ROG relevanten Fläche 39.214 m² (ca. 3,92 ha) betrage 
und damit noch unterhalb des Schwellenwertes von 5 ha liege. 
 
Dies ist unrichtig: 
 
Im Entwurf desselben Ortsplaners Zeller ZT GmbH vom 19.08.2019 zur Teilabänderung 
Räumlichen Entwicklungskonzepts 1998, GZ REK-TA 2019, Abschnitt 4. Sportplatz Neu – Ge-
meindegrenze zu Göming lautet es auf Seite 50: „Die zukünftige Widmung als Grünland- Sport-
platz steht im Widerspruch zu den o.a. Zielsetzungen und das REK soll für diesen Bereich 
(rd. 5,6 ha) abgeändert werden. 
 
(An dieser Stelle ist außerdem darauf hinzuweisen, dass selbst nach Ansicht des eigenen 
Ortsplaners die zukünftige Widmung als Grünland- Sportplatz im Widerspruch zu den bishe-
rigen Zielsetzungen des REK steht. Es legt hier somit ein Fall von Anlassraumordnung vor.) 
 
Verwiesen wird weiters auf Beilage./2, Auszug aus dem SAGIS mit Daten der Digitalen Ka-
tastermappe: Die aus der DKM planimetrierte Fläche der beiden Grundstücke 751/1 und 752 
beträgt rund 59.162 m². Dass auch der jeweils westliche Streifen der Grundstücke 751/1 und 
752 Teil des Vorhabens ist, ergibt sich schon allein daraus, dass einerseits im Zusammenhang 
mit Artenschutz, andererseits im Zusammenhang mit Sicherheitsvorschriften „Baumschutz“ 
vorgesehen ist, „Bauten und Anlagen in einem Mindestabstand von 30 Metern zum Waldrand 
vorzusehen“ (UP TA Sportplatz neu, Seite 64, Vermeidungsmaßnahme 01).Auch der östliche 
Teil des GSt 751/1 entlang der B 156 ist Teil des Vorhabens, da auf dieser Fläche eine „Vor-
haltefläche Ausbindung B 156 vorgesehen ist (UP TA Sportplatz neu, Abb. Seite 47 und süd-
licher Detailausschnitt Abb. Seite 48) 
 
Ebenso wenig ist in der Gesamtflächenbilanz berücksichtigt, dass das geplante Sportzentrum 
an der Gemeindegrenze zu Göming in einer absoluten Randlage östlich der Waldgrundstücke 
748/1 und 749 KG Oberndorf liegt und derzeit nicht durch adäquate Verkehrswege erschlos-
sen ist. Auch die in der Kundmachung nicht beschriebenen, möglicherweise aber im nicht offen 
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gelegten Verkehrskonzept des DI Kettl allenfalls projektierten Verkehrsflächen sind Teil des 
Vorhabens und fließen in die Flächenbilanz mit ein. 
Die Stadtgemeinde Oberndorf wird daher aussagekräftige Pläne, Einreichunterlagen, Gutach-
ten, insbesondere auch das Verkehrskonzept des DI Kettl offen zu legen haben, aus denen 
sich nachvollziehbar die wahre Projektgröße ergibt. 
 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass die Umwelteinflüsse des geplanten Vorhabens nicht 
an den Grenzen der Grundstücke 751/1 und 752 enden. Insbesondere Lärm- und Lichtemis-
sionen beim zukünftigen Betrieb des Sportzentrums, Verkehrsbelastung, Änderung/Beein-
trächtigung der Abflussverhältnisse hinsichtlich Oberflächenwasser etc. wirken über die 
Grundstücksgrenzen der Grundstücke 751/1 und 752 hinaus und bewirken eine Vergrößerung 
des Projektgebiets. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 Umweltprüfungsverordnung für Raumordnungspläne und– programme 
LGBl M 54/2007 idgF wird ein Schwellenwert von 5,00 ha festgelegt. 
 
Somit wäre die beabsichtigte Flächenwidmungsplan-Änderung nicht nur einer Umwelterheb-
lichkeitsprüfung, sondern einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 2 Z 1 Umweltprüfungsverord-
nung zu unterziehen gewesen. 
 
5. UVP-Pflicht: 

 
Beim gegenständlichen Vorhaben handelt es sich um ein Städtebauprojekt im Sinn des An-
hangs II Z 10 lit b der UVP-Richtlinie 2011/290/EU. Danach sind „Städtebauprojekte, ein-
schließlich der Errichtung von Einkaufszentren und Parkplätzen“ als einschlägige Projekte iSd 
Art 4 Abs. 2 UVP-Richtlinie 2011/290/EU anzusehen. Dies ergibt sich im gegenständlichen 
Fall auch dadurch, als das Vorhaben durch Infrastrukturmaßnahmen (Straßenbau) erst an das 
bisherige, ca. einen km entfernte Siedlungsgebiet der Stadtgemeinde Oberndorf angeschlos-
sen werden müsste. Daraus ergibt sich weiters, dass das gegenständliche Sportzentrum und 
die damit gemeinsam projektierten Anlagen, auch wenn im gegenständlichen Fall kein schutz-
würdiges Gebiet der Kategorie A oder B bekannt sein sollte, kriterien- und schwellenwertlos 
zu prüfen ist. In diesem Zusammenhang ist darauf zu verweisen, dass die Republik Österreich 
die UVP-Richtlinie für Städtebauprojekte unzureichend umgesetzt hat. Die UVP-RL 
2011/290/EU genießt Anwendungsvorrang vor der abweichenden innerstaatlichen Rechts-
lage. 
 
6. Verletzung von Raumordnungszielen und –grundsätzen, Verletzung des Abwä-

gungsgebotes: 
 
Durch die beabsichtigte Teilabänderung würden folgende Raumordnungsziele und 
-grundsätze verletzt: 
 

- Nachhaltige Sicherung einer intakten Umwelt (§ 2 Abs 1 Z 1 ROG); 
- Schutz, pflegliche Nutzung und Erhalt natürlicher Lebensgrundlagen, Erhalt der 

Vielfalt von Natur und Landschaft (Z 2): 
- Erhaltung einer lebensfähigen bäuerlichen Land- und Forstwirtschaft (Z 4). 

Die Errichtung eines Sportzentrums im beabsichtigten Planungsgebiet verhindert auf Dauer 
das Erreichen der vorgenannten Ziele. 
 

- Die Errichtung eines Sportzentrums in Randlage mit erst zu schaffender verkehrs-
mäßiger Anbindung bedeutet die Schaffung einer räumlichen Struktur, die eine 
nachhaltige und Umwelt- sowie ressourcenschonende Mobilität ausschließt (Z 7 lit 
c) 
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- Durch exorbitanten Flächenbedarf des beabsichtigten Sportzentrums wird der 
Grundsatz der haushälterischen und nachhaltigen Nutzung von Grund und Boden 
verletzt (Abs 2 Z 1); 

- Die beabsichtigte Errichtung des Sportzentrums in Randlage ohne bisherige Ver-
kehrsanbindung ist ein Paradebeispiel für verpönte Siedlungsentwicklung nach Au-
ßen und für Zersiedelung (Abs 2 Z 3). 

- Das Vorhaben verletzt Umweltschutzbelange und versagt bei der Abwägung öko-
logischer und ökonomischer Ansprüche an den Raum und bei Unterstützung des 
Natur- und Landschaftsschutzes (Abs 2 Z 4): Die Einschreiter schließen sich hier-
bei vollinhaltlich den Stellungnahmen der Landesumweltanwaltschaft vom 
12.09.2022 und vom 19.10.2023 an und erheben das dort Vorgebrachte zu ihrem 
eigenen Vorbringen; 

- Das Vorhaben verletzt weiters die Orientierung der Siedlungsentwicklung an den 
Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs und an sonstigen Infrastruktureinrichtun-
gen; 

- Es fehlt eine öffentliche Verkehrsanbindung, es fehlen geeignete leistungsfähige 
Verkehrswege, bzw. müssten diese durch Zerstörung von Naturraum erst geschaf-
fen werden. 

 
Das Vorhaben verletzt weiters das Abwägungsverbot: 
 
Aus der Kundmachung vom 27.09.2024 und deren Beilagen geht an keiner Stelle hervor, ob 
überhaupt die Grundlagen erhoben worden sind, welcher Personenkreis und wie viele Perso-
nen überhaupt das bisherige, nunmehr aufgelassene Sportzentrum in Oberndorf (Sportplatz 
Alt in Oberndorf Mitte) genutzt haben (insbesondere Fußball- und Tennisspieler). 
 
Interessanterweise schweigen die Kundmachung vom 27.09.2024 und deren Beilagen auch 
zum Ausmaß des bei Nutzung des beabsichtigten Sportzentrums zu erwartenden Verkehrs. 
Es werden zwar Überlegungen und Berechnungen angestellt, dass nach Bautechnikgesetz 
bzw. nach RVS 03.07.11 bestimmte Stellplatzzahlen gefordert würden, woraus sich ein Bedarf 
von mindestens 80 PKW-Stellplätzen und zwei Busparkplätzen als erforderlich ergebe (UP TA 
Sportplatz neu, Seite 47). Dies wird in der Stellungnahme des Sachverständigendienstes   öf-
fentlicher   Verkehr   und   Verkehrsplanung   als 
„überdimensioniert“ beurteilt (Seite 27 von 90). 
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf hat sich geweigert, das Infrastrukturkonzept oder das Verkehrs-
konzept des Büros DI Kettl offenzulegen. 
 
Die Einschreiter vermuten, dass dies von der Stadtgemeinde Oberndorf deshalb verweigert 
wurde, weil sich aus diesen Unterlagen wahrscheinlich ergibt, dass ein viel geringerer Besu-
cherkreis die bisherigen Sportanlagen (Fußballplatz, Tennisplätze in Oberndorf Mitte) benutzt 
hat. Jedenfalls fehlt den kundgemachten Unterlagen zur Flächenwidmungsplan- Änderung 
eine diesbezügliche Bestandaufnahme, etwa durch Ermittlung der Nutzerzahlen gegliedert 
nach Verkehrsmittel (PKW, motorisiertes Zweirad, Fahrrad, Fußgänger) und Nutzeranzahl. 
Beispielsweise wäre es angezeigt gewesen, die Vertreter der involvierten Vereine (Fußball, 
Tennis) aufzufordern, die Anzahl der Aktiven, die einerseits am Trainingsbetrieb an Wochen-
tagen teilnehmen und andererseits, die Besucherzahlen und zu erwartender Fahrzeugverkehr 
bei Spielbetrieb an Wochenenden bekannt zu geben. 
 
Die Einschreiter vermuten, dass die Stadtgemeinde Oberndorf in diesem Zusammenhang ent-
weder gar keine Zahlen und Daten bisheriger Nutzung erhoben hat, oder dass diese sehr 
gering sind. 
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Umgekehrt fehlt in der Kundmachung und deren Beilagen völlig die Ermittlung jener Anzahl 
von Personen, die als betroffene Wohnbevölkerung den zukünftigen Emissionen der Sport-
anlage, insbesondere durch Schall-, Licht-, Verkehrsbelastung etc., ausgesetzt sind. 
 
Im Rahmen des Abwägungsgebots nach § 3 ROG hätte in weiterer Folge auch eine einge-
hende Beurteilung und Begründung abgegeben werden müssen, weshalb den Freizeit- und 
Vergnügungsinteressen einiger wenige Personen, die diese Freizeitaktivitäten auch an an-
deren, bereits bestehenden Sportstätten in der Umgebung ausüben könnten, der Anspruch 
eines erheblich größeren Personenkreises auf Nichtbelästigung durch Lärm, Licht, Ver-
kehr etc. geopfert wird. 
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf hätte hier auch nicht an den Gemeindegrenzen halt machen 
dürfen, und hätte erkennen müssen, dass sowohl der Ortsteil Dreimühlen mit den im 
„Dorfgebiet“ (§ 30 Abs 1 Z 5 ROG) errichteten Wohngebäuden Dreimühlen Nr. 3, 4, 5, 7, 
8, 9, 10 und 11, ebenfalls aber auch die Wohnbevölkerung nördlich des Planungsgebietes 
(zahlreiche Einfamilienhäuser am Mesnerweg, Wiesenring, Königswiesen, Weiherweg) betrof-
fen sind. Im Rahmen des Abwägungsgebotes hätten die elementaren Interessen der beste-
henden Wohnbevölkerung, die zahlenmäßig weit überwiegt, über die reinen Freizeit- und Ver-
gnügungsinteressen eines viel kleineren Personenkreises gestellt werden müssen. Diesen 
Personen ist es auch zumutbar, Alternativen (bestehende Sportstätten in der Umgebung) auf-
zusuchen. Die Wohnbevölkerung hat diese Möglichkeit nicht. 
 
7. Widersprüchliches Verkehrskonzept: 

 
Die in der Anlage zur Kundmachung (UP TA Sportplatz neu, Abb. Seiten 47 und 48 dargestell-
ten Verkehrsflächen, Quelle angeblich: Verkehrsgutachten, DI Kettl, Juli 2023) widersprechen 
dem Textteil: In den genannten Abbildungen ist eine „Vorhaltefläche Anbindung B156 darge-
stellt (diese Fläche ist, siehe oben, folgerichtig auch Teil des Projektgebietes und ist in die 
Flächenbilanz einzubeziehen). Andererseits lautet es im Textteil (z.B. Seite 50), dass die Zu-
fahrt zum neuen Sportplatz ausschließlich über die Lindachstraße erfolge. 
 
Wiederum widersprüchlich dazu verhält sich die so bezeichnete Abb. 9 „Wegführungen für 
Radfahrer und Fußgänger“, Quelle angeblich ebenfalls Verkehrsgutachten, DI Kettl, Juli 2023 
(UP TA Sportplatz neu, Seite 50). Die als „GRW Göming“ bezeichnete, rot dargestellte Teils-
trecke liegt außerhalb des Gemeindegebiets der Stadtgemeinde Oberndorf. Eine abgestimm-
ten Planungsabsicht der Gemeinde Göming wird in der Kundmachung nicht erwähnt. Der mit 
rot durchgezogener bzw. strichlierter roter Farbe dargestellte Weg für  
Radfahrer und Fußgänger über die Lindachstraße wird offenbar (dies geht nur aus der Abbil-
dung 9, nicht aber aus der Kundmachung selbst hervor) wegen schlechter Sicht und Steilheit 
abgelehnt. Ein mit gelber Farbe über das Gst. 748/1 projektierter Geh- und Radweg steht of-
fenbar ebenfalls unter Vorbehalt („Abklären ob Trasse möglich“). 
 
Gegenwärtig scheint das – zumindest in der Kundmachung offen gelegte – Verkehrskonzept 
darauf hinauszulaufen, dass das Sportzentrum ausschließlich durch KFZ- Verkehr erreicht 
werden kann, wobei auch hier unklar ist, ob eine Anbindung an die B 156 erfolgen soll oder 
nicht. 
 
8. Lärm/Schallemissionen: 

 
Wiedersprüchlich und Offenkundung ohne ausreichende Grundlagenermittlung erweist 
sich die Kundmachung und deren Beilagen auch in Bezug auf Schallemissionen des beab-
sichtigten Vorhabens. 
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Da trotz Antrags Unterlagen zum schalltechnischen Projekt von der Stadtgemeinde Oberndorf 
nicht offengelegt wurden, kann an dieser Stelle nur exemplarisch auf Folgendes hingewiesen 
werden: 
 

a) Fehlende Bestandsaufnahme, Verletzung des Grundsatzes „Messen vor Rechnen“: 
 
Laut Kundmachung soll ein schalltechnisches Projekt der DI Graml Ziviltechnik GmbH vom 
20.07.2023 existieren. Laut „Strukturuntersuchung Lärm“, Seite 51 von 90, beschränkte sich 
die Bestandserhebung auf eine Übernahme bloßer Rechenwerte aus dem Lärmkataster (Abb. 
Seite 51 von 90). 
 
Schalltechnisch korrekt hätte der Umgebungslärm bei einer repräsentativen Anzahl von Wohn-
objekten, deren Fassaden dem beabsichtigten Sportzentrum zugewandt sind, an der Position 
des Fensters des höchstgelegenen Wohn- bzw. Schlafraumes des betreffenden Gebäudes 
über einen repräsentativen Zeitraum hinweg gemessen werden müssen, das heißt zumindest 
über einen Zeitraum von zwei Wochen jedenfalls zu jenen Tageszeiten, zu denen Trainings- 
oder Spielbetrieb, Gastronomiebetrieb und Bewegungen des zu- und abfahrenden Verkehrs 
stattfinden. Es wären jedenfalls Wohnobjekte des Ortsteils Dreimühlen und des Ortsteils Grün-
brücke in Göming in diese Messungen des Ist- zustandes einzubeziehen gewesen. 

b) Es ist weiters unzulässig und nicht nachvollziehbar, weshalb offenbar im Schalltechni-
schen Projekt der DI Graml Ziviltechnik vom 20.07.2023 als Immisionspegel der Istzu-
stand des Jahres 2033 herangezogen bzw. zu diesem Zustand hochgerechnet wurde. 
Unklar ist auch, weshalb offenbar in diesem Schalltechnischen Projekt eine „beste-
hende Flächenwidmung Gewerbegebiete“ herangezogen worden seien soll (UP TA 
Sportplatz neu Seite 80). 

c) Aus der Stellungnahme der Fachabteilung Umweltschutz vom 06.09.2022 (zitiert auf 
68 von 90) ergibt sich indirekt, dass das Schalltechnische Projekt möglicherweise „die 
gesamte gewidmete Sportfläche als Flächenschallquelle mit einem flächenbezogenen 
Schallleistungspegel von 65 dB tags in 1,5 m Höhe eingesetzt“ hat. 
Dem widersprechen die Anlagen zur Kundmachung, in denen an anderer Stelle Tribü-
nenanlagen vorgesehen sind (Seite 68 von 90; UP TA Sportplatz neu, Seite 12 etc.). 
Insbesondere lautet es in UP TA Sportplatz neu, Seite 24: „Die gegen Süden ausge-
richtete Böschung soll einerseits als Naturtribüne Sitzgelegenheiten schaffen…“ Bei 
Ermittlung der Stellplätze, UP TA Sportplatz neu Seite 47, lautet es „bei Tribünenanla-
gen ein Stellplatz je begonnene zehn Besucher“. Bei Tribünenanlagen müsste die 
Emmisionsquelle jedoch 1,50 m über der höchsten Standfläche der Tribünenanlage 
angesetzt werden. 

d) Die Kundmachungsunterlagen erhalten keine Angaben über zu erwartende Schallemis-
sionen durch Verkehrsbewegungen, weder auf den projektierten Zufahrtstraßen (B 156; 
Lindachstraße-Waldrand einerseits, noch auf Park- und Erschließungsflächen beim 
Sportzentrum andererseits. 

e) Die Kundmachung bzw. deren Anlagen berücksichtigen auch nicht, dass der durch das 
beabsichtigte Sportzentrum drohende Lärm typischerweise am Tagesrand und am Wo-
chenende entstehen wird, zu denken ist an 
- Geschrei von Trainierenden oder Spielern 
- Zuschauergeschrei 
- Aufprallgeräusche von Bällen oder Tennisschlägern 
- Schrille Pfiffe durch Schiedsrichter oder Trainer 
- Start-, Anfahr- und Fahrgeräusche durch KFZ, Zuschlag von KFZ-Türen 
- Spielkommentare, Lautsprecherdurchsagen von Platzsprechern 
- Musikbeschallung 
- vom Gastronomiebetrieb und dessen Besuchern ausgehende Geräusche 

Aufgrund der geplanten Nutzung des Sportzentrums werden diese störenden Lärmemissio-
nen, die überwiegend plötzlich auftreten, an Wochentagen vor allem beim Trainingsbetrieb 
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spät nachmittags und in der Abendzeit zwischen 19.00 und 22.00 Uhr, beim Spielbetrieb typi-
scherweise an Wochenenden, Samstag nachmittags oder sonntags auftreten. Es handelt sich 
um Wochen- und Tageszeiten, zu denen – notorisch – der Umgebungslärm durch geringere 
Verkehrsbelastung geringer ist. 
 
Das schalltechnische Projekt wird daher durch schalltechnische Messung der ortsüblichen 
Schallemissionen an repräsentativen Messpunkten der betreffenden Wohngebäude zu ergän-
zen sein. 
 
Sodann wird eine rechnerische Ermittlung des Beuurteilungspegels der spezifischen Schalli-
mission und ein zwingender Augenschein und Hörprobe durch medizinischen Sachverständi-
gen im Planungsfall vorzunehmen sein. 
 

f) An den – unvollständigen – Anlagen zur Kundmachung fällt in Bezug auf Schalltechnik 
weiters auf und ist zu bemängeln, dass Lärmschutzwälle zwar in südwestlicher und 
nördlicher Richtung, nicht jedoch in östlicher und südöstlicher Richtung, also in Rich-
tung des Wohngebietes Dreimühlen vorgesehen sind. 

 
9. Lichtemissionen durch Flutlichtanlagen der Fußballplätze, Tennisplätze, Beleuchtung 

Parkplatz: 
 
Die Einschreiter erheben auch Einwendungen gegen die durch das beabsichtigte Sportzent-
rum verursachte Lichtemission durch Beleuchtungsanlagen. 
 
Die mit der Kundmachung veröffentlichten Unterlagen sind einerseits unvollständig: 
 
Dargestellt wird lediglich das Beleuchtungskonzept des Trainingsplatzes (UP TA Sportplatz 
neu, Seiten 26-29), nicht jedoch das Beleuchtungskonzept des südöstlich gelegenen Spiel-
felds. 
 
Des Weiteren sind die dargestellten Beleuchtungsflächen und Leuchtdichten bzw. die zugrun-
deliegenden Berechnungsergebnisse vollkommen unzureichend. 
 
Wiederum müsste einerseits der Istzustand der nächtlichen Beleuchtung des Planungsgebiets 
und der umliegenden Wohngebiete ermittelt werden – für den Ortsteil Dreimühlen hätte 
 
eine sorgfältige Bestandennittlung ergeben, dass im Umkreis von mindestes einem Kilometer 
keine Straßenbeleuchtung installiert ist (keine Lichtverschmutzung). 
 
Ebenso fehlen dem Lichttechnischen Projekt - zumindest soweit dieses in den Kundma-
chungsunterlagen zitiert ist - valide Ausgaben, welche Beleuchtungsstärken bei den Wohnge-
bäuden der Einsehreiter in dem Ortsteil Dreimühlen (ebenso bei den Wohngebäuden in nörd-
licher Richtung Göming), je nach Betriebszustand der einzelnen Beleuchtungsanlagen eintref-
fen. 
 
Welche Lichtverschmutzung von Sportstätten mit Flutlichtmasten in einer Höhe von 18 m (wie 
hier geplant) ausgehen, lässt sich sehr gut erkennen, wenn man auf der B156 an den hier 
vergleichbaren Sportstätten von Anthering oder Bergheim vorbeifahrt. Bei Betrieb bei Dunkel-
heit sind diese Flutlichtanlagen aus noch mehr als einem Kilometer Entfernung als gleißende, 
störende Lichtfelder wahrnehmbar Die Blendwirkung der Flutlichtanlage tritt bereits bei Annä-
herung in mehreren hundert Meter Entfernung ein, was bei entsprechender Ausleuchtung des 
oder der Spielfelder auch im gegenständlichen Projekt unvermeidbar wäre. 
 
10.  Fehlende Alternativenprüfung: 
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Die Stadtgemeinde Oberndorf muss sich schließlich vorwerfen lassen, angesichts der weitaus 
überwiegenden Nachteile des geplanten Vorhabens keine Alternativen zu dem beabsichtigten 
Standort des Sportzentrums geprüft und - solange diese Alternativflächen verfügbar waren 
(worauf einzelne Stellungnahmen im Verfahren hindeuten) - diese Alternativen nicht in An-
spruch genommen zu haben. 

11. Die Einsehreiter erheben die obigen Ausführungen zu ihren Einwendungen gegen die 
geplante Abänderung des Flächenwidmungsplans im Bereich „Sportplatz neu - Gemeinde-
grenze zu Göming (Felber, Hagmüller)", schließen sich im übrigen allfälligen weiteren Einwen-
dungen anderer Betroffener an, und beantragen, die Gemeindevertretung der Stadtgemeinde 
Oberndorf wollte dem kundgemachten Entwurf der Änderung des Flächenwidmungsplans die 
Zustimmung versagen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Schreiben der Ehegatten Hans-Jörg und Monika Bauer und andere vom 08.11.2024 (Postein-
gang 11.11.2024) sowie Zustimmung zu diesem Schreiben der Familie Peruzzi vom 
11.11.2024: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren. 
 
Wir, Monika und Hans-Jörg Bauer, bringen als betroffene Anrainer folgende Einwendungen 
zur geplanten Änderung des Flächenwidmungsplans für den Sportplatz vor. Bei Durchsicht 
der kundgemachten Unterlagen sind uns einige Punkte aufgefallen, die in unseren Augen äu-
ßerst problematisch sind. 
 
1. Fachbereich Schall / Lärm 
 
1.1 Mit erheblichen Bedenken mussten wir feststellen, dass bei dem uns bekannten Schall 

gutachten, die auf dem Lärmschutzdamm geplante Tribüne nicht berücksichtigt wurde. 
Dies ist jedoch essenziell, da sie der höchste Punkt sein wird und entsprechend einen 
Multiplikator des zu erwartenden Schalls und Lärms darstellen wird. Nachdem diese nun 
aber in dem schalltechnischen Gutachten, welches dem kompletten Flächenwidmungs-
änderungsverfahren zugrunde gelegt wird, nicht berücksichtigt wurde, stellt das:-111s un-
serer SiGht einen erheblichen fachlichen Mangel m1fgnmd einer fehlerhaften angenom-
menen Beurteilungsgrundlage dar. Dementsprechend sind auch die geplanten Lärm-
schutzmaßnahmen nicht ausreichend dimensioniert, um den weitaus größeren Schall 
kompensieren zu können. Weiters ist in dem Gutachten der Schall nur von innen nach 
außen berücksichtigt worden, nicht jedoch der von außen nach innen. Der Schallschutz-
damm soll den Lärm von innen nach außen abhalten, nicht bedacht wurde dabei jedoch, 
dass dieser dem von außen kommenden Schall, verursacht durch den Verkehr der 8156 
Lamprechtshausener Landesstraße und des Siedlungsbereiches Göming Süd und des 
Siedlungsbereiches „Waldrand" der Gemeinde Oberndorf wiederum in diese Bereich rück-
reflektieren wird. Das führt zu einer Verstärkung der vorherrschenden Ist Situation und mit 
diesem verstärkt angehobenen Geräuschpegel wird der technische Planungsgrundsatz 
nicht eingehalten werden können. Die geplanten Parkplätze samt dem Wendeplatz sind 
in dem Schallgutachten ebenfalls nicht berücksichtigt, sie sollten aber in Bezug auf die zu 
erwartenden Emissionen zusammen mit dem Sportplatz als Ganzes betrachtet werden, 
gehören sie doch zu dem Gesamtvorhaben. 
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1.2 Aus den kundegemachten Unterlagen lässt sich zudem entnehmen, dass für den Schall 
nur der Fußballplatz berücksichtigt wurde, nicht aber die - offenbar auch geplanten - Maß-
nahmen Tennisplatz, Beachvolleyball-Platz und Skater-Park. Das bedeutet aus unserer 
Sicht, dass eine verfälschte Ausgangslage des Projekts für Lärm und Emissionen heran-
gezogen wurde. Konsequenterweise wird in dem Verfahren von deutlich weniger Lärment-
wicklung und Emissionen ausgegangen, als tatsächlich der Fall sein wird. Dementspre-
chend sind auch hier die geplanten Lärmschutzmaßnahmen mit der Lärmschutzwand und 
dem Lärmschutzdamm unterdimensioniert, da bei der Planung von einem geringeren 
Schallpegel ausgegangen wurde. 

 
Uns ebenfalls nicht begreiflich ist die Tatsache, dass der schalltechnische Gutachter von 
dem Immissionspegel - Istzustand 2033 ausgeht. Unabhängig von dem Zeitpunkt der tat-
sächlichen Umsetzung des Projekts, muss dieses im Widmungsverfahren den derzeit er-
laubten Schallpegel entsprechen. Alles andere wäre den anliegenden Anrainern nicht zu-
mutbar. 

 
2. Fachbereich Wasser 
 
Wie bereits zuvor angeführt hat die Beurteilung für die angestrebte Umwidmung in allen Fach-
bereichen nur von „innen nach außen" stattgefunden. Die mögliche Verschlechterung von „au-
ßen nach innen" wurde in keinem der uns vorliegenden Fachgutachten berücksichtigt. 
 
So 'Nurde durch den Fachplaner die von Norden anstehenden Grünflächen auf die anfallenden 
Obed1ächenwässer von der Wieseneinzugsfläche im Gesamtkonzept nicht berücksichtigt. Die 
Wässer aus diesem Einzugsgebiet werden sich, aufgrund ihrer topographischen Lage mit ei-
nem Nord-Südgefälle, hier am Dammfuß des sogenannten Lärmschutzwalles sammeln und 
aufstauen. Eine schadlose Ableitung dieser Oberflächenwässer in die Entwässemngsanlage 
ist daher zwingend notwendig. Hierfür bedarf es aber einer Abklärung und einer neuerlichen 
Berechnung, ob die projektinhaltliche Auslegung dieser Abwasserbeseitigungsanlage über-
haupt in der Lage ist, eine derartige zusätzliche Abwassermenge zu fassen. Weiters ist auch 
der rechnerische Nachweis zu erbringen, ob der projektgegenständliche zur Ableitung die-
nende Regenwasserkanal der Gemeinde Göming hierfür entsprechend dimensioniert ist. 
 
Kritisch anzumerken ist auch, dass das in Richtung Lärmschutzwall zuströmende Oberflächen-
wasser unvermeidlich zu einer Aufweichung des Dammfußes und auch der Aufstandsfläche 
führen wird und sich somit negativ auf die statische Damm-Standsicherheit auswirken wird. 
Ein Böschungsversagen des Dammkörper kann dabei nicht ausgeschlossen werden. 
 
Im gegenständlichen Projekt findet auch der Umstand, dass mit dem Kauf der "Antheringer 
Au" durch das Land Salzburg und die damit einhergehende Umsetzung der sogenannten 
"Salzach-Aufweitung", keine Berücksichtigung. Denn damit einhergehend, gemäß den Be-
rechnungen des hydrographischen Dienstes des Amtes der Salzburger Landesregierung, wird 
sich die Hochwasserkote HQl00 wesentlich in Richtung Osten verschieben. Konsequenter-
weise wird ein solcher Ereignisfall, durch die zusätzliche Einleitung der Abwässer aus dem 
Projektsgebiet in die geplante Vorflut "Oichten", zu einer Verschärfung der Hochwassersitua-
tion führen. 
 
Es wird auch zu prüfen sein, sofern durch den Fachplaner hier nun die projektgegenständli-
chen Retentionsbecken entsprechend vergrößert werden müssten, um hier eine schadlose 
und gefahrlose Ableitung sämtlich anfallender Oberflächenwässer zu garantieren, ob dann 
überhaupt noch die geplanten Maßnahmen (Fußball- und Tennisplatz), auf der gegenständli-
chen Projektfläche Platz finden werden. 
 

"\ 
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Es bedarf schlussendlich auch einer zusätzlichen Prüfung, ob die Zustimmung der Gemeinde 
Göming für die Benutzung deren Regenwasserkanales nur für die Ableitung deranfallenden 
Abwässer aus dem Projektgebiet gilt. Sollten die nun noch zusätzlichen aus der direkt nördlich 
angrenzenden Einzugsfläche anfallenden Oberflächenwässer nicht Bestand dieser Zustim-
mungserklärung sein, bildet somit auch diese Fachplanung keine Beurteilungsgrundlage 
mehr. 
 
3. Fachbereich Naturschutz 
 
Da wir mit unserem Haus direkt auf die gegenständlichen Grünflächen blicken, wissen wir, 
dass das einen Lebensraum für eine große Population an Wild (Rehe, Hasen und Greifvögel) 
darstellt. Diese würden durch die Umwidmung und spätere Verwirklichung des Projekts einen 
großen Teil ihres natürlichen Lebensraums zur Reproduktion, Aufzucht und Nahrungssuche 
verlieren. Weiters stellen die in den vorliegenden öffentlichen Unterlagen dargestellten Ein-
richtungen wie Skater-Park und Beachvolleyball-Platz einen Widerspruch zu der begehrten 
Widmung bzw. Widmungszweck, Fußballplatz und Tennisplatz, dar. Somit bilden die Unterla-
gen auch eine falsche Grundlage, um dem Widmungsbegehren und des Antrags stattzugeben. 
 
Zudem fragen wir uns, ob die Aufrechterhaltung und Sicherung von landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen gegenüber einer Versiegelung dieser Flächen unter dem Gesichtspunkt von 
BEAT-Flächen nicht als höheres Schutzziel gegenüber dem „Sportplatz" dienen sollte. 
 
4. Widmungsbegehren 
 
In dem Widmungsbegehren der Gemeinde sucht diese für die Änderung der Widmung zu Zwe-
cken eines Fußballplatzes und eines Tennisplatzes an. Aus den Unterlagen ist jedoch ersicht-
lich, dass auch ein Volleyballplatz, ein Skater-Park, dafür entsprechende Infrastruktur sowie 
ein Parkplatz geplant sind. All diese Maßnahmen wurden aber in den Gutachten, die dem 
Flächenwidmungsänderungsverfahren zugrunde gelegt werden, nicht berücksichtigt. Weiters 
stellen die in den vorliegenden öffentlichen Unterlagen dargestellten Einrichtungen wie Skater-
Park und Beachvo11eybal1-P1atz einen Widerspruch zu der begehrten Widmung bzw. Wid-
mungszweck, FußbaHplatz und Tennisplatz, dar. Somit bilden die Unterlagen auch eine fäl-
sche Grundlage, um dem Widmungsbegehren und des Antrags stattzugeben. 
 
5. Zusammenfassung 
 
Die Tatsache, dass für die Erstellung der Gutachten sehr relevante Aspekte teilweise falsch 
oder gar nicht berücksichtigt wurden, sind die fachlichen und rechtlichen Voraussetzungen für 
die in Rede stehende Flächenwidmung nicht gegeben. 
 
Sollte die Fläche, trotz der lückenhaften Unterlagen, die dem \lVidmungsverfahiren zu Grunde 
gelegt wurden, dennoch umgewidmet werden, birgt das ein hohes Schadenspotenzial mit sich. 
Dieses kann sich für das Projekt und schlussendlich auch für die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner der Stadtgemeinde Oberndorf und der angrenzenden Gemeinde Göming negativ auswir-
ken. Ganz zu schweigen von der nicht unbeträchtlichen Wertminderung der umliegenden 
Grundstücke und der sich darauf befindlichen Häuser, die wir nicht unerwähnt lassen möchten. 
 
Uns liegt die Entwicklung der Stadtgemeinde Oberndorf durchaus am Herzen, deshalb 
blicken wir unter anderem aus oben genannten Gründen der angedachten Umwidmung 
mit großen Bedenken entgegen und sprechen uns daher dagegen aus. 
 
Göming, am 8.11.2024    Monika und Hans-Jörg Bauer 
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Göming,11.11.2024 
 
Wir stimmen den Einwendungen der Familie Bauer vollständig inhaltlich zu und lehnen das 
Vorhaben in der vorgestellten Form ab. 
 
Zusätzlich wollen wir Folgendes vermerken: 
 

1. Die Sportplatz-Zeichnungen in dem Dokument weichen voneinander ab, was sowohl 
Bebauung als auch Schallschutzmaßnahmen betrifft. 

2. Die Flächenwidmung ist auf das Thema Fußball und Tennis begrenzt, wiewohl andere 
(lärmintensive) Sportarten ebenso angedacht/geplant und nur teilweise berücksichtigt 
sind. 

3. Allfällige verdoppelnde/verstärkende Schallwirkungen durch den Sportplatz und der 
B156 scheinen in Bezug auf die Anraine rWiesenring und Mesnerweg in Göming nicht 
berücksichtigt zu sein. 

4. Die geplante Beleuchtung der Zufahrtsstraße ist nicht ersichtlich auch in Bezug auf 
den angrenzenden Wald. 

5. Wir behalten uns rechtliche Schritte in Zuge der weiteren Verfahren vor. 
 
DI (FH) Thomas Peruzzi, MA, Mag. Melanie Kriegseisen-Peruzzi, MSc, Emanuel Peruzzi, Phi-
lipp Peruzzi 
 

 
 
Schreiben des Mag. Peter Weißenböck und andere vom 08.11.2024 (Posteingang 
10.11.2024): 
 
Stellungnahme zum Verfahren „Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich 
„Sport platz neu - Gemeindegrenze zu Göming" - Kundmachung gemäß S 65 Abs JROG 
2009 
 
 
Folgende Fragen sind aus unserer. Sicht vor Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung 
zu beantworten: 
 

1. Sind fußläufige oder für den Radverkehr nutzbare - möglichst direkte - Wegeverbin-
dungen aus den westlich und nördlich gelegenen Siedlungskörpern bereits gesichert? 

2. Eine Erschließung entlang der Umfahrungsstraße (Weg im unmittelbaren Nahbereich 
zur Umfahrungsstraße) ist als fußläufige Erschließung inakzeptabel. Rund 400 m ent-
lang der Landesstraße im Nahbereich zu den Fahrzeugen (Kfz, Lkw in diesem Ab-
schnitt mit 100 km/h) wäre eine untaugliche Erschließung. Auch deswegen, weil ja ein 
bereits bestehendes Wegenetz nördlich der Sportanlage im Bestand vorhanden ist 
und nur eine Lücke von rund 130 m (Fuß- und Radweg) zu überbrücken wäre (ist 
auch rd. 300 m kürzer). Zu Fuß Gehende bevorzugen möglichst kurze Wege. Hat es 
dazu bereits eine Abstimmung mit der Gemeinde Göming bzw. mit betroffenen Grund-
besitzern gegeben und ist damit eine Erreichbarkeit (Fuß, Rad) von Gömig aus gesi-
chert? 

3. Eine Zufahrtsmöglichkeit über die Paracelsusstraße und weiter über die Lindach-
straße entlang der Siedlungsgebiete müsste für den Pkw-Verkehr jedenfalls unter-
bunden werden (allenfalls mit der Ausweisung einer Wohnstraße entlang der Lindach-
straße im Abschnitt auf Höhe der südlich situierten Wohnsiedlungen - Unterbindung 
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der Durchfahrtsmöglichkeit), da hier ansonsten der meiste Verkehr abgewickelt wird 
(es handelt sich hier um die kürzeste Verbindung vom Hauptort kommend, ist aber 
eine Wegeführung mitten durch das Siedlungsgebiet). Gibt es dazu schon konkrete 
Überlegungen? 

4. Der bestehende Fußweg entlang der Guggenlacke (Wiesenweg) sollte, wenn mög-
lich, adaptiert und gesichert werden (auch im Hinblick auf die Erreichbarkeit des Wald-
kindergartens). Dieser Weg sollte in die (Sportstätten-) Planung mitaufgenommen 
werden. Wurde dies bereits umgesetzt? 

5. Die Anzahl der geplanten Stellplätze wird mit rund 80 angegeben. Für den „normalen 
Trainings- und Spielbetrieb" augenscheinlich zu viel, für größere Veranstaltungen 
(Turniere, Feste etc.) wahrscheinlich zu wenig. Hier sollte für den „Regelfall" eine adä-
quate Anzahl - jedenfalls eine geringere - zur Verfügung gestellt werden und für be-
sondere Anlässe sollten Vereinbarungen mit den Grundeigentümern getroffen wer-
den, dass temporär (kurzfristig) Stellplätze (im Nahbereich) zur Verfügung gestellt 
werden können. Diese Problematik ist auch der schlechten Erreichbarkeit (für den 
Umweltverbund) der gegenständlichen Fläche geschuldet (die Gemeinde Obertrum 
hat beispielsweise rund 40 Stellplätze bei ihrer Sportanlage). Die Stellplätze dürfen 
nicht versiegelt werden, sondern sollten - wie beispielsweise jüngst in Lamprechts-
hausen - begrünt und bepflanzt werden. 

6. Eine Geschwindigkeitsbeschränkung mit 30 km/h und die Führung des Radverkehrs 
im Mischverkehr wären für die Erschließungsstraße ausreichend. Auch unter der An-
nahme, dass zusätzliche Wegeverbindungen zur Sportanlage (für Fußgänger und 
Radfahrer) geschaffen werden. Bei Tempo 30 kann außerdem die zu versiegelnde 
Fläche kleiner gehalten werden, da die Fahrbahn nicht so breit sein muss. 

7. Die lindachstraße verfügt im oberen Bereich über keinen von der Fahrbahn getrenn-
ten Gehweg. Hier müsste zumindest von der Paracelsusstraße kommend ein durch-
gehender Gehweg mit entsprechender Beleuchtung bis zur Sportanlage errichtet wer-
den (aktuell ist die Lincfachstraße unbeleuchtet). 

8. Dabei geht es auch um einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden und eine 
Minimierung der Versiegelung sowie um den sparsamen Umgang mit finanziellen Mit-
teln. 

9. Welche Flächengröße wird insgesamt benötigt (Verkehrswege inkl. Parkplatz, Sport-
anlagen, Vereinshaus, Tribüne, Sonstiges)? 

10. Eine breite Verkehrstrasse bildet auch eine Barriere für viele Tierarten die den Über-
gangsbereich „Wald zu freier Fläche (Wiese)" nutzen. Waldränder sind artenreiche 
Lebensräume, daher sollte ein Eingriff in diesem Bereich möglichst minimiert werden. 

11. Auch die Beleuchtung dieses Wegeabschnittes stellt einen Eingriff in diesem Ab-
schnitt dar und sollte daher auf die Trainingszeiten abgestimmt werden (temporäre 
Beleuchtung, Abschaltung in den Nachtstunden). Inwieweit sind diese Überlegungen 
(Punkte 5- 11) in die Planung eingeflossen und als gesichert zu bewerten? 

12. Auch die Nicht-Verfügbarkeit der Flächen oberhalb der „Schlickkurve" ist nachzuwei-
sen und nicht nur· wie bisher - zu behaupten, da dieser Standort eine wesentlich bes-
sere Eignung im Hinblick auf die Erreichbarkeit für die Oberndorfer Bevölkerung hätte 
und die Eingriffsintensität insgesamt eine wesentliche geringere und somit auch ver-
träglichere wäre. Die Planungs- und Errichtungskosten sind hier auch wesentlich ge-
ringer einzuschätzen. Wir bitten daher um Erläuterung, ob mit den entsprechenden 
Grundeigentümern bereits Verhandlungen geführt wurden und warum diese Flächen 
nicht verfügbar sind. 

13. Bisher wurden noch keine Kosten genannt. 
a. Wie hoch belaufen sich die bisherigen Planungskosten? 
b. Wie hoch werden die Erschließungskosten eingeschätzt (auf Basis der bis-

herigen Planungsgrundlagen - 01 Kettl, 01 Erlmoser etc.)? 
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c. Wie hoch werden die Errichtungskosten (inkl. Ausgleichsmaßnahmen) ge-
schätzt (der neue Sportplatz in Lamprechtshausen wird mit 6,5 Mio. Euro 
beziffert)? 

d. Wie hoch werden die vom Land gewährten Förderungen beziffert? Handelt 
es sich um eine rein kommunale Sportanlage oder ist die Nachbargemeinde 
Göming bei der Nutzung integriert? Bei interkommunalen Sportanlagen ge-
währt das Land höhere Förderungen. 

e. Nach erfolgter Widmung als Sportanlage sind noch verschiedene Genehmi-
gungsverfahren behördlich abzuwickeln. Im Zuge des Widmungsverfahrens 
wurden u.a. auch Bedenken seitens des Naturschutzes vorgebracht. Mit 
welchen Auflagen ist - aufgrund der bisher genannten Einwände - seitens 
des Naturschutzes zu rechnen? Sind dadurch Mehrkosten ableitbar? 

f. Welche Kosten werden für den Betrieb veranschlagt? Welcher Quadratme-
terpreis (Kauf, Pacht) wurde mit den beiden Grundbesitzern vereinbart. Gibt 
es dazu schon konkrete Zusagen und/oder schriftliche Vereinbarungen? 

g. In welchem Zeitraum bzw. mit welchem Modell soll die Finanzierung der 
Sportanlage (Errichtung) abgewickelt werden? 

h. Gibt es bereits einen Finanzierungsplan? 
14. Bis wann soll die Sportanlage fertiggestellt werden? 

 
Oberndorf, am 08.11.2024 
 
Peter Weissenböck, Yvonne Schwarte, Markus Strobl, Maria Petzlberger 
 

 
 
Schreiben der Ehegatten Ferdinand und Anna Bruckbauer ohne Datum (Posteingang 
11.11.2024): 
 
Wie es geplant ist, kommt zur Umfahrung für Oberndorf, der mittlerweile sich zum Hauptort 
entwickelte Ort Göming. Die Sportfläche, nunmehr gleich nebenan im Emissionsbereich an-
gesiedelt, wird die Wohnqualität in einem Großteil der Siedlung wesentlich verschlechtern. 
 
 
Die zugesagte Erreichbarkeit nur über die Stadt Oberndorf, mit kilometerweiter Umfahrung, 
wird nicht wenig Verkehr und zusätzliche Belastungen verursachen. 
Wie jetzt geplant, wird der Ort Göming aus Belastungsgründen zum Sportzentrum von Ort 
selbst nicht erreichbar sein. Dafür aber alle Lasten. 
Wie auf der Darstellung erkennbar, werden Emissionen von Lärm und Licht, an die im Nahbe-
reich stehenden Wohnhäuser abgegeben werden, die Wohnqualität wird dadurch gemindert. 
Der in dieser Weise bestehende Plan ist in der vorliegenden Form, in keinster Weise realisier-
bar und gehört daher verworfen. 
Ein Sportzentrum wie dieses zu finden, dass am äußersten Zipf der Nachbargemeinde im 
zentralen Siedlungsbereich situiert ist nirgendwo anders auffindbar. 
Für ein für Oberndorf mögliches Zentrum ist mit entsprechender Vergütung, im Umfeld etwas 
zu finden. 
Alternativen wären auch denkbar, bei den derzeitigen Anbietern, wenn sie gewillt sind, mit 
Flächentausch Grundstücke so zu verlagern, dass dadurch für alle Beteiligten eine Sinnvolle 
Lösung machbar währe. 
 
 
Familie Annemarie und Ferdinand Bruckbauer, Kemating1 5114 Göming Langerbauer. 
Unsere am Plan befindlichen Grundstücke Wald und Wiese dürfen nicht beeinträchtigt werden! 
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Sodann liest Dipl.-Ing. Georg Zeller seine Stellungnahme zu den Einwendungen der Familie 
Annemarie und Ferdinand Bruckbauer ab: 
 
Ad 5.: Ferdinand und Anna Bruckbauer 
Zur Erreichbarkeit und Erschließung liegt ein detailliertes Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Ste-
fan Kettl (GZ 1023t03) vom Juli 2023 vor. Für den künftigen Betrieb einer Sportanlage in 
Oberndorf, angrenzend an die B 156, bedarf es der Errichtung einer neuen Zu- und Abfahrt 
von der Lindachstraße entlang des Waldrandes, welche ausreichend dimensioniert ist, um den 
unterschiedlichen Frequenzen gerecht zu werden. Die KFZ Anbindung soll vorrangig abge-
hend von der B 156a , Kreuzung Oichtensiedlung über die Lindachstraße geführt werden.  Dies 
ist auch durch Leiteinrichtungen (Beschilderungen)  
vorzugeben. Für den Radfahrer, sowie Fußgänger sind Anbindungen an das bestehende Stra-
ßen- und Wegenetz herzustellen.  Vorteilhaft wäre auch eine zusätzliche Anbindung aus Gö-
ming. [...] Eine Anbindung von der B 156 aus wird für den Regelbetrieb nicht als notwendig 
und sinnvoll erachtet. Trotzdem wird empfohlen eine richtungsgebundene Anbindung in der 
Planung weiter zu berücksichtigen, um die Flächen freizuhalten. 
 
Zum Lärm liegt das schalltechnische Projekt der DI Graml Ziviltechnik (Projekt Nr. 23008-SP) 
vom 20.07.2023 vor. Darin wird nachgewiesen, dass mit dem geplanten Sportplatz unter Ein-
haltung von Schallschutzmaßnahmen in Form von Schallschutzwällen, die im Gutachten de-
tailliert angegeben wurden, oder auch mit gleichwertigen Schallschutzwänden, schallabschir-
menden Gebäuden und deren Kombinationen bei den nächsten Baulandwidmungen und 
nächsten Häusern im Grünland keine relevanten Schallpegelerhöhungen zu erwarten sind.  
Am Tag wird der berechnete Istzustand 2033 durch den geplanten Sportplatz mit Schallschutz-
maßnahmen um 0,1 dB bis zu max. 0,8 dB und am Abend um 0,2 dB bis max. 1,2 dB erhöht. 
Konkret kommt es bei den unbebauten Baulandflächen im Norden des geplanten Sportplatzes 
zu einer Erhöhung des Schallpegels Tag um 0,3-0,6 dB und am Abend um 0,8-1,1 dB. 
Gem. nach medizinischer Fachliteratur können Pegeländerungen <1 dB vom normal empfin-
denden menschlichen Ohr nicht wahrgenommen werden.   
Damit bei den nächsten Nachbarn und auch beim unbebauten Bauland keine schallmäßigen 
Beeinträchtigungen zu erwarten. 
 
Zum Licht und zur Flutlichtanlage wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa. Siteco Österreich 
GmbH - Matthias Fenninger vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird das exakte Ausleuchten der 
Sportflächen gewährleistete und eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe Licht-
berechnung). 
 
Für den Standort des geplanten Sportplatzes hat eine umfangreiche Alternativen-Prüfung 
stattgefunden. Für den neuen Sportplatz wurden vonseiten des Amtes der Salzburger Landes-
regierung außer dem konkreten, geplanten Standort, weitere Alternativen auf dem Gemeinde-
gebiet von Nußdorf geprüft (Zl. 20701-A/2911/329-2017 vom 23.07.2014 und 205-
ALLG/2911/350-2015 vom 23.11.2015). Dabei kommt der ASV zum Schluss, dass der ggst. 
Standort an der Gemeindegrenze zu Göming grundsätzlich geeignete ist, jedoch eine Zu-
fahrtslösung für das Projekt Voraussetzung ist. Die beiden Standort im Gemeindegebiet von 
Nußdorf sind einerseits nicht geeignet (Standort B) bzw. wäre andererseits das REK zu ändern 
und stehen - unabhängig davon - nicht zur Verfügung. 
Die Möglichkeit von Alternativstandorten für den neuen Sportplatz in Oberndorf ist aufgrund 
des kleinen Gemeindegebiets begrenzt. Der Bereich Maria Bühel wird aufgrund der land-
schaftlichen Gegebenheiten als weniger geeigneter Standort für den Sportplatz angesehen. 
Daher besteht ein hohes öffentliches Interesse an der Errichtung des neuen Sportplatzes am 
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ggst. Standort im östlichen Randbereich des Gemeindegebiets von Oberndorf, abseits des 
bestehenden Siedlungsgebiets. 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme von Ferdinand und Anna Bruckbauer 
festgestellt werden, dass die in der Stellungnahme angeführten Einwendungen v.a. auf-
grund der zahlreichen Fachgutachten ausreichend berücksichtigt werden und bei der 
Errichtung des geplanten Sportplatzes auch entsprechend umzusetzen sind. Insgesamt 
können dadurch negative Auswirkungen weitestgehend vermieden werden. 
Es wird der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf aus raumordnungsfach-
licher Sicht empfohlen den Einwendungen nicht zu folgen und ggst. TAÄ wie vorliegend 
zu beschließen. 
 
 
 
Zu diesen Einwendungen gibt es seitens des Gremiums keine Fragen und Äußerungen. 
 
 
Dipl.-Ing. Dieter Müller verliest das Schreiben des Florian Strametz vom 07.11.2024 (Postein-
gang 08.11.2024). 
 
Einwände gegen die Flächenumwidmung von „Grünland-ländliche Gebiete" in „Grün-
land-Sportanlagen" für ein Sportzentrum im Bereich der Lindach und Initiative für einen 
besser geeigneten Standort für das Sportzentrum Oberndorf 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
aufgrund der dezentralen Lage im Oberndorfer Gemeindegebiet zeichnet sich ab, dass das 
geplante Sportzentrum an der Lindach für die meisten Oberndorfer schwierig zu erreichen sein 
wird. Um eine Erreichbarkeit überhaupt gewährleisten zu können, muss eine mehrere hundert 
Meter lange Zufahrt von Süden errichtet werden. 
 
In der Folge wird sehr viel Individualverkehr zum Sportzentrum stattfinden. Es gibt keine in der 
Nähe liegende öffentliche Verkehrsanbindung, welche einen durch das Sportzentrum induzier-
ten Mehrverkehr in der gesamten Lindachstraße etwas puffern könnte. Dies würde auch mit 
einer allfälligen Anbindung an die B156, die aktuell ohnehin nicht realisiert werden kann, nicht 
gelöst werden. 
 
Außerdem gibt es keinen durchgängigen Gehsteig in der Lindachstraße und alle Fußgänger 
aus Oberndorf und der Lokalbahnhaltestelle Oichtensiedlung kommend, sind gezwungen, sich 
die Straße mit dem KFZ-Verkehr zu teilen. Aufgrund des Mehrverkehrs und des fehlenden 
durchgängigen Gehsteigs verringert sich daher auch die Sicherheit vor allem der Kinder der 
Oichtensiedlung, welche die Lindachstraße als Verbindung in den Ort nutzen. Wir erachten 
dies als unverantwortlich! 
 
In diesem Zusammenhang ist auch die Erreichbarkeit der Sportanlage - insbesondere für Fuß-
gänger und Radfahrer - von Göming aus sicherzustellen, da dadurch auch für viele Oberndor-
fer die Erreichbarkeit kürzer und somit besser gegeben wäre und der Autoverkehr damit redu-
ziert werden könnte. 
 
Weiters führt die geplante Zufahrt über den südlichen Teil dazu, dass mehr als tausend Quad-
ratmeter Bodenversiegelung stattfindet, als wenn eine KFZ- Zufahrt über Göming errichtet 
werden würde, die ebenfalls an dem Sportzentrum mitpartizipieren. Im Nahbereich des Waldes 
halten sich jedenfalls viele Tiere wie z.B. Rehe, Laubfrösche Schlangen und Greifvögel auf. 
Wenn man jetzt den bestehenden, kaum befahrenen, Traktorweg, der sich direkt unter den 
Baumkronen und den sehr tief hängenden Ästen befindet, als Zufahrt ausbaut, hätten die Tiere 
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jedenfalls diesen Nahbereich verloren, der sich über die ganze Strecke der südlichen Zufahrt 
erstreckt. 
 
Die Übergangsbereiche zwischen Wald und Wiese - wie derzeit in diesem Abschnitt gegeben 
- sind wertvolle Lebensräume, die mit dem Bau der Straße zerstört oder zumindest stark be-
einträchtigt werden. 
Aufgrund der Nähe zu weiteren Nachbargemeinden stellt sich ohnehin die Frage, weshalb 
Synergien nicht besser als bisher genutzt werden, um ein gemeinsames Sportzentrum in un-
serer Region zu errichten. Dies hätte unter anderem auch positive Effekte auf den Bodenver-
brauch. Außerdem ließe sich ein intelligent gewählter Standort durch die Einbindung mehrerer 
Gemeinden einfacher finden und wäre somit besser als der bisher geplante an die bestehende 
Infrastruktur, wie dem öffentlichen Verkehrsnetz, anzubinden. 
Zusätzlich könnten die zu erwartenden hohen Kosten leichter von mehreren Gemeinden ge-
stemmt werden, in Hinblick auch auf die aktuelle Finanzlage der Stadtgemeinde Oberndorf. 
Und auch die Landesförderung dürfte bei einer solchen Lösung höher ausfallen. 
 
Eine andere wahrscheinlich kostengünstigere Variante wäre eine Rückabwicklung des Ver-
kaufs der bestehenden Flächen des Sportplatzes. 
 
Es wurde der Eindruck erweckt, dass sich die Verantwortlichen auf diesen einen Standort fi-
xiert haben, ohne einen offenen und transparenten politischen Diskurs über weitere mögliche 
Standorte zu führen und diese entsprechend zu prüfen. Dadurch hat man sich selbst um eine 
Auswahlmöglichkeit an unterschiedlichen potentiell geeigneten Standorten gebracht. 
 
Daher bitten wir Sie, den im Oberndorfer Stadtamt am 12.09.2024 um 18:00h im Sinne der 
Öffentlichkeitsarbeit vorgestellten Flächenumwidmungsplans zu überdenken und diese Flä-
chen so nicht zu widmen und eine bessere Lösung für das Sportzentrum zu finden. 
Wir sind für die Errichtung eines neuen Sportzentrums, aber an einem geeigneteren Standort. 
 
Vielen Dank und freundliche Grüße 
Florian Strametz 
Sprecher der Initiative für einen besser geeigneten Standort für das Sportzentrum Oberndorf 
 
Angehängt sind über einhundert Unterschriften der Initiative für einen besser geeigneten 
Standort des Sportzentrums Oberndorf b. Sbg 
 

 
 
Sodann gibt Dipl.-Ing. Georg Zeller seine Stellungnahme zu diesen Einwendungen ab: 
 
Ad 6.: Florian Strametz - Sprecher der Initiative für einen besser geeigneten Standort 
des Sportplatzes Oberndorf 
 
Zur Erreichbarkeit und Erschließung liegt ein detailliertes Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Ste-
fan Kettl (GZ 1023t03) vom Juli 2023 vor. Für den künftigen Betrieb einer Sportanlage in 
Oberndorf, angrenzend an die B 156, bedarf es der Errichtung einer neuen Zu- und Abfahrt 
von der Lindachstraße entlang des Waldrandes, welche ausreichend dimensioniert ist, um den 
unterschiedlichen Frequenzen gerecht zu werden. Die KFZ Anbindung soll vorrangig abge-
hend von der B 156a, Kreuzung Oichtensiedlung über die Lindachstraße geführt werden.  Dies 
ist auch durch Leiteinrichtungen (Beschilderungen)  
vorzugeben. Für den Radfahrer, sowie Fußgänger sind Anbindungen an das bestehende Stra-
ßen- und Wegenetz herzustellen.  Vorteilhaft wäre auch eine zusätzliche Anbindung aus Gö-
ming. [...] Eine Anbindung von der B 156 aus wird für den Regelbetrieb nicht als notwendig 
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und sinnvoll erachtet. Trotzdem wird empfohlen eine richtungsgebundene Anbindung in der 
Planung weiter zu berücksichtigen, um die Flächen freizuhalten. Gem. Verkehrskonzept ist 
davon auszugehen, dass bei den Fußgängern und Radfahrern dieses künftigen Großteils aus 
dem Stadtgebiet von Oberndorf, sowie aus Göming kommen. Somit wird sich der Radverkehr 
an den bestehenden innerörtlichen Straßen (Paracelsusstraße / Lindachstraße) orientieren. 
[...] Positiv wäre auch eine Entflechtung des Straßenverkehrs vom Radverkehr durch eine ge-
trennte Trassenführung. Hierzu sind aber aktuell keine Lösungsoptionen erkennbar, nachdem 
die bestehenden Forstwege nicht genutzt werden dürfen. In Anbetracht der Gefahrenquellen 
auf den bestehenden Routen sollte die Option einer Trassennutzung (sh. Grafik – gelbe Linie) 
nochmals mit den zuständigen Fachabteilungen (Forst / Naturschutz) diskutiert werden. Im 
gegenständlichen Fall würde nur ein Randbereich des zusammenhängenden Waldstückes 
durchschnitten und zudem handelt es sich bereits jetzt um einen forstlichen Weg, welcher 
durch Fußgänger genutzt wird. 
 
Hinsichtlich der Wildlebensräume im Nahbereich des Waldes ist festzustellen, dass in diesem 
Zusammenhang für die ggst. Fläche eine umfassende Flora- und Faunakartierung von der 
ARNAL Büro für Natur und Landschaft AG, datiert mit 31.07.2023, sowie eine Berichtsergän-
zung, datiert mit 06.06.2024, betreffend Methodenbeschreibung zur Herpetofauna und der Ve-
getation vorliegt. Darin wurden die bestehenden Lebensräume der Vegetation und Tierwelt 
erhoben. Die Maßnahmen für die untersuchten Schutzgüter Herpetofauna, Vögel, Kleinsäu-
ger, Vegetation und Lebensraumverbund zeigen keine negativen Wechselwirkungen zueinan-
der. Darin wird zusammenfassend festgestellt, dass durch den geplanten Sportplatz der Le-
bensraumverbund, Lebensräume und allenfalls geschützte Arten beeinträchtigt werden. Bei 
Umsetzung der vorgeschlagenen Vermeidungs-, Minderungs- und Ersatzmaßnahmen kann 
der anzunehmende Eingriff aber so weit minimiert werden, dass die aus dem geplanten Sport-
platz resultierenden einhergehenden Beeinträchtigungen als gering beurteilt werden können. 
 
Der Standort des geplanten Sportplatzes wird von der Initiative für einen besser geeigneten 
Standort, als nicht geeignet beurteilt. Dazu ist festzustellen, dass für den Standort des geplan-
ten Sportplatzes eine umfangreiche Alternativen-Prüfung stattgefunden hat. Für den neuen 
Sportplatz wurden vonseiten des Amtes der Salzburger Landesregierung außer dem konkre-
ten, geplanten Standort, weitere Alternativen auf dem Gemeindegebiet von Nußdorf geprüft 
(Zl. 20701-A/2911/329-2017 vom 23.07.2014 und 205-ALLG/2911/350-2015 vom 
23.11.2015). Dabei kommt der ASV zum Schluss, dass der ggst. Standort an der Gemeinde-
grenze zu Göming grundsätzlich geeignete ist, jedoch eine Zufahrtslösung für das Projekt Vo-
raussetzung ist. Die beiden Standort im Gemeindegebiet von Nußdorf sind einerseits nicht 
geeignet (Standort B) bzw. wäre andererseits das REK zu ändern und stehen - unabhängig 
davon - nicht zur Verfügung. Die Möglichkeit von Alternativstandorten für den neuen Sportplatz 
in Oberndorf ist aufgrund des kleinen Gemeindegebiets begrenzt. Der Bereich Maria Bühel 
wird aufgrund der landschaftlichen Gegebenheiten als weniger geeigneter Standort für den 
Sportplatz angesehen. Daher besteht ein hohes öffentliches Interesse an der Errichtung des 
neuen Sportplatzes am ggst. Standort im östlichen Randbereich des Gemeindegebiets von 
Oberndorf, abseits des bestehenden Siedlungsgebiets. 
 
Das Verfahren für die Umwidmung des geplanten Sportplatzes wurde gem. den Vorgaben des 
ROG 2009 offen und transparent durchgeführt. Zusätzlich zur Öffentlichkeitsarbeit für die Ge-
meinden Oberndorf und Göming, fand die Auflage des Entwurfes zur allgemeinen Einsicht auf 
der Gemeinde und auch im Internet statt. Unabhängig davon erstreckt sich die Standortsuche 
für den neuen Sportplatz Bereich über mehrere Jahrzehnte, samt intensiver Auseinanderset-
zung damit in den zuständigen politischen Gremien. 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme von Florian Strametz - Sprecher der 
Initiative für einen besser geeigneten Standort des Sportplatzes Oberndorf, festgestellt 
werden, dass die in der Stellungnahme angeführten Einwendungen v.a. aufgrund der 
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zahlreichen Fachgutachten und Alternativenprüfung zum Standort für den geplanten 
Sportplatz, ausreichend berücksichtigt werden und bei der Errichtung des geplanten 
Sportplatzes die festgelegten Schutz und Minderungsmaßnahmen auch entsprechend 
umzusetzen sind. Insgesamt können dadurch negative Auswirkungen weitestgehend 
vermieden werden. 
Es wird der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf daher aus raumord-
nungsfachlicher Sicht empfohlen den Einwendungen nicht zu folgen und ggst. TAÄ wie 
vorliegend zu beschließen. 
 
 
Obmann Ing. Josef Eder bittet um Fragen, Anregungen, gegenteilige Behauptungen.  
 
GV Manuel Gönitzer möchte wissen, welche Standorte im Vorfeld geprüft wurden. 
 
Dipl.-Ing. Zeller sagt dazu, dass er schon mehrfach in seinen Stellungnahmen betont hat, dass 
zwei Standorte im Gemeindegebiet Nußdorf, ein Standort im Gemeindegebiet Oberndorf und 
der jetzt beabsichtigte Standort als Nullvariante geprüft wurden. Es gibt dazu einen Umwelt-
bericht, in welchem für die einzelnen Alternativenprüfungen auch eine Umwelterheblichkeits-
prüfung durchgeführt wurde, mit dem Ergebnis, dass der beabsichtigte Standort die geringsten 
Umweltauswirkungen hat. Der Umweltbericht liegt der Teilabänderung bei und ist zur allge-
meinen Einsicht aufgelegen. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen mehr zu den Einwendungen des Herrn Florian Strametz, 
vorliegen, wird die Stellungnahme der Gemeinde Göming vom 07.11.2024 (Posteingang 
08.11.2024, die Stellungnahme der Raumplanerin der Gemeinde Göming und des Dipl.-Ing. 
Stefan Kettl vorgelesen. 
 
 
Göming, am 07.11.2024 
 
Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich Sportplatz neu – Gemeindegrenze 
zu Göming (Felber, Hagmüller) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Als Träger öffentlicher Interessen hat sich die Gemeindevertretung von Göming aufgrund der 
Auflage des Entwurfes der Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich Sportplatz neu 
– Gemeindegrenze zu Göming (Felber, Hagmüller) – mit dem Auflageentwurf befasst und gibt 
folgende Stellungnahme ab. 
 
Lärm: Die Abstände der geplanten Sportplatzwidmung zum bestehenden Siedlungsgebiet be-
ziehen sich auf den bebauten Siedlungsbestand. Im Bericht auf Seite „57 von 90“ (Stellung-
nahme Umweltschutz Fr. Frauscher Ingram) wurde im Zuge der Vorbegutachtung darauf hin-
gewiesen, dass zum unbebauten Wohnbauland in Göming nur ca. 80 Meter Abstand vorhan-
den sind, was nicht ausreichend ist. Es wird darauf verwiesen, dass ein 30 m Streifen von der 
Widmung ausgenommen werden müsste oder eine Lärmkenntlichmachung auf dem Wohn-
baugebiet in Göming erfolgen müsste. Die Gemeindevertretung von Göming hält fest, dass 
eine Lärmkenntlichmachung nicht in Frage kommt und entschädigungsfrei auch nicht möglich 
ist. 
 
Lärmschutzwall: Der als geeignete Schallschutzmaßnahme geplante Lärmschutzwall hat in 
Richtung Wohnsiedlung Göming eine Höhe von 6 Metern. Er wird nicht über die ganze Länge 
ausgeführt mit dem Argument, dass das Gebiet in Richtung B156 schon jetzt lärmbelastet ist. 
Nicht berücksichtigt sind kurzzeitige Spitzenbelastungen vor allem durch die Verwendung von 
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Lautsprecheranlagen udgl. Angeregt wird, den Wall über die gesamte Länge zum Siedlungs-
gebiet Göming auszuführen. Der Lärmpegel von der B 156 ist nicht dauerhaft so hoch (vor 
allem am Abend oder Wochenende). 
 
In Richtung Dreimühlen sind gar keine Lärmschutzmaßnahmen geplant. Auch wenn sich das 
Wohngebiet Dreimühlen in einem Abstand von ca. 150 - 170 Metern Entfernung befindet, soll 
geprüft werden, ob dort nicht Lärmschutz notwendig ist. Auch in diesem Bereich ist mit Spit-
zenbelastungen zu rechnen. 
 
Verkehrserschließung, Geh- und Radwegverbindung nach Göming: 
Das Verkehrskonzept, insbesondere die Wegverbindung nach Göming ist aus Sicht der Ge-
meindevertretung von Göming noch kein ausgereiftes Konzept. 
 
Die in der Sammelmappe dargestellte Geh- und Radwegführung wird von Seiten der Ge-
meinde Göming abgelehnt. Sie führt durch die Siedlungsstraße „Am Wiesenring“. Es muss 
befürchtet werden, dass Autos dort hinfahren und Sportplatzbesucher den Gehweg nutzen 
möchten. Es gibt jedoch keine Parkmöglichkeiten in diesem Bereich. Auch muss ein 
verstärktes Verkehrsaufkommen durch die Siedlungsstraße durch „Bringen“ und „Holen“ 
zum bzw. vom Gehweg befürchtet werden. 
Eine Option über die Wegführung wurde von DI Stephan Kettl übermittelt und soll geprüft wer-
den (s. Beilage). Die Geh- und Radwegtrasse entlang der B156 und im Waldgrundstück ist 
jedoch von der Bereitschaft der Grundeigentümer der land- und forstwirtschaftlichen Grund-
stücke sowie der Zustimmung der Landesstraßenverwaltung und dem Forst abhängig. 
 
Die Gemeindevertretung von Göming stellt fest, dass weitere Alternativen geprüft werden müs-
sen. Es gibt keinen Radweg von Oberndorf nach Göming entlang der Göminger Landesstraße, 
im Bereich Wagnertristl (ab Bahnübergang Firma Ablinger) ist die Straße sehr gefährlich, der 
im Radverkehrskonzept geplante Radweg wäre eine wichtige Ergänzung. 
 
Licht / Flutlichtanlage: 
Bei der Flutlichtanlage muss gewährleistet sein, dass die Ausleuchtung ausschließlich auf den 
Sportplatz erfolgt und für das Wohngebiet in Göming keine Nachteile entstehen. 
Ergänzend zu dieser Stellungnahme übermitteln wir auch die Stellungnahme unserer Ortspla-
nerin Fr. DI Verena Hitsch. 
 
Für die Gemeindevertretung Göming  
Bürgermeister Werner FRITZ 
 

 
 
Stellungnahme zum Entwurf der Flächenwidmungsplanänderung: „Sportplatz neu- Ge-
meindegrenze zu Göming (Felber, Hagmüller) 
 
1. Lärm: 
Die im Bericht angeführten Abstände von 110 m zum südlichen Siedlungsrand von Göming 
(Einfamilienwohnhaussiedlung Wiesenring) beziehen sich auf den bebauten Siedlungsbe-
stand und berücksichtigen die bestehende, unbebaute Widmungsfläche „Erweitertes Wohn-
gebiet“ NICHT. Dies wurde auch von Fr. Frauscher Ingram (Umweltschutz, am 09.09.2021) im 
Zuge der Vorbegutachtung angemerkt. Vom Sportplatz zum Wohngebiet beträgt der Abstand 
tatsächlich ca. 72 – 90 m. 
Es liegt ein Schallschutzprojekt von DI Graml (20.07.2023) vor, welches einen 6 m hohen Wall 
Richtung Norden mit einer Länge von ca. 310 m als geeignete Schallschutzmaßnahme vor-
sieht. Gem. Gutachten können auch gleichwertige Maßnahmen wie z.B.: Schallschutzwände, 
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schallabschirmende Gebäude mit dem gleichen Effekt umgesetzt werden, deren ausreichen-
den Wirksamkeit wäre einer neuerlichen Prüfung zu unterziehen. Lt. DI Graml sind damit „vor-
behaltlich der Prüfung durch die Behörde, bei den nächsten Nachbarn keine schallmäßigen 
Beeinträchtigungen zu erwarten“. Dieser Einschätzung folgt auch der Umweltschutz 
(19.09.2023), Frau Frauscher-Ingram: ...“Es wurde daher ein schalltechnisches Projekt erstellt 
(DI Graml Ziviltechnik, Projektnummer: 23008- SP, vom 20. Juli 2023), welches schlüssig und 
nachvollziehbar ist. Durch Lärmschutzmaß- nahmen (Wall mit 6 m Höhe im Norden und Wall 
mit 3 m Höhe im Südwesten), kann die Differenz der zu erwartenden Lärmimmissionen unter 
1 dB (maximal 0,8 dB; siehe Tabelle 15 auf Seite 36) eingeschränkt werden, sodass keine 
Belästigungen der Wohnanrainer anzunehmen sind. Es besteht daher kein Einwand gegen 
die Umwidmung.“ 
Es ist davon auszugehen, dass es mit der Umsetzung der im schalltechnischen Gutachten 
vorgeschlagenen Maßnahme (Lärmschutzwall o.ä.) zu keiner Beeinträchtigung des Wohnge-
bietes in Göming kommen wird. Eine rechtsverbindliche Sicherstellung dieser (oder einer 
gleichwertigen) Schallschutzmaßnahme sollte seitens der Gemeinde Oberndorf vorgelegt wer-
den. 
Die Flächen des Siedlungsgebietes Dreimühlen (Dorfgebiet) im Osten sind ca. 150 m – 170 m 
entfernt. Gem. Richtlinie Immissionsschutz reicht dieser Abstand in Bezug auf die ggst. Flä-
chengröße des Sportplatzes aus. Bei der Beurteilung von Lärmbelastung im Zuge der Flä-
chenwidmung werden Dauerschallpegel beurteilt und keine „kurzzeitigen Spitzenbelastun-
gen“. Es ist davon auszugehen, dass im bisher durchgeführten Verfahren die Darstellung der 
Lärmbelastung in Dreimühlen aus den genannten Gründen nicht relevant ist und demzufolge 
auch seitens der Fachdienststelle Umweltschutz nicht bemängelt wurde. 
 
2. Wegverbindung in die Gemeinde Göming 
 
Im Verkehrskonzept von DI Kettl (Juli, 2023) wird eine fußläufige Verbindung vom Sportplatz 
in die Siedlungsstraße „Am Wiesenring“ entlang der B156 empfohlen. Dieser Weg findet aber 
keinen Niederschlag in der „Übersicht der Trassierung neu Zufahrt inkl. Vorhalteflächen An-
bindung B 156“ (siehe S. 138 bzw. S. 47 des Umweltberichtes). 
 
Aus ortsplanerischer Sicht ist eine rein fußläufige Verbindung zum Sportplatz nicht ausrei-
chend. Es müsste jedenfalls auch eine Radwegverbindung hergestellt werden. Zudem wird die 
Attraktivität der Verbindung entlang der stark befahrenen und immissionsbelasteten B156, so-
wie Verbindlichkeit auf Basis dieses Konzeptes in Frage gestellt. 
Die Fachdienststelle öffentlicher Verkehr und Verkehrsplanung oder Sportanlagen-Sachver-
ständigendienst (11.10.2023) sieht die Erreichbarkeit des Sportplatzes aus Göming aufgrund 
fehlender Infrastruktur kritisch. 
Das von der Gemeinde beigelegte Projekt von DI Kettl (Oktober, 2024) mit der Geh- und Rad-
wegtrasse entlang der B156 und im Waldgrundstück ist einerseits von der Zustimmung der 
Landesstraßenverwaltung und dem Forst abhängig. Andererseits mangelt es an einer siche-
ren und, wie oben bereits angeführt, an einer attraktiven Verbindung der beiden Bereiche. 
Es wäre wünschenswert, wenn das Erschließungskonzept für die Sportanlage eine kurze, si-
chere und attraktive Geh- und Radwegverbindung ins Ortszentrum von Göming mit umfasst. 
Es sollte das Konzept so weiterentwickelt werden, dass es im Sinne der im REK der Gemeinde 
Oberndorf festgelegten Widmungsvoraussetzung technisch, rechtlich und wirtschaftlich um-
setzbar ist (inkl. Zustimmung seitens des Naturschutzes). Derzeit zeichnet noch keine Variante 
ab, die diese Kriterien erfüllen könnte. 
 
3. Licht/ Flutlichtanlage 
 
In der Teiländerung ist ein Beleuchtungskonzept der Fa. Siteco (Juli, 2023) beigelegt, die Licht-
punkthöhe bei den Flutlichtmasten des Fußballplatzes liegt bei ca. 18 m, die der Tennisplätze 
bei ca. 10 m, die der Parkplätze bei ca. 6 m. Aus den Unterlagen ist nicht eindeutig ersichtlich 
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oder ablesbar, ob tatsächlich keine Auswirkung auf das bestehende Wohngebiet in Göming 
zu befürchten sind (die Plandarstellungen der Ausleuchtung kann so interpretiert werden, dass 
mit keinen negativen Auswirkungen zu rechnen sein wird). 
Eine entsprechende Präzisierung des Gutachtens wäre vorteilhaft. 
 
DI Verena Hitsch Ortsplanerin 
 

 
 
Sportanlage Oberndorf – Option einer Geh & Radweganbindung Gemeinde Göming 
 
 
Auf Ersuchen von Bürgermeister Fritz wird geprüft, ob eine Anbindung der Gemeinde Göming 
vom künftigen Sportplatzareal aus möglich ist. Dabei ist die Trassenführung so zu legen, daß 
die landwirtschaftlichen Nutzflächen nicht beeinträchtigt werden und keine Vermischung mit 
Aufschliessungsstraßen von Siedlungen erfolgt. 
Somit bleibt als einzige Option eine Trassenführung im Böschungsbereich zur Bundesstraße, 
und eine weiterführende Querung des bestehenden Waldes angrenzend an das Portal der 
Grünbrücke. 
 
Die Trasse im Böschungsbereich der Bundesstraße erstreckt sich auf eine Länge von ca. 205 
m. 
 
Bei einer Geh & Radwegbreite von 2,6 m zzgl. Breitenzuschlag zu einem Geländer von 0,25 
m ist in jedem Fall eine straßenseitige Stützmaßnahme notwendig. Hier gibt es die Möglichkeit 
mit Stahlbetonwinkelstützmauern oder mit einem Steinsatz. Technisch sind beide Varianten 
umsetzbar, es bedarf aber in jedem Fall einer frühzeitigen Abstimmung mit der Bundesstra-
ßenverwaltung. Es ist auch nicht ausgeschlossen, daß generell eine Freihaltung der Bö-
schungsfläche gefordert wird. 
 
Für die Wegführung im Wald ist eine Trassenbreite von 3,5 m, Länge ca. 150 m, abzulösen 
bzw. zur Nutzung sicherzustellen. Zu klären ist auch das Erfordernis einer Beleuchtung. Der 
künftige Geh & Radweg kann gut in das bestehende Gelände integriert werden. Die Steigung 
beträgt zwischen 4 – 5 % und ist somit auch gut nutzbar. 
 
Grundeigentümer der Waldparzelle 1686/1 KG Göming: Bruckbauer Anna und Ferdinand 
 
Erstellt: D.I. Kettl, 23.10.24 
 

 
 
Sodann liest Dipl.-Ing. Georg Zeller seine Stellungnahme zu diesen Einwendungen vor: 
 
Ad 1.: Stellungnahme Gemeinde Göming 
Lärm: 
Dazu liegt das schalltechnische Projekt der DI Graml Ziviltechnik (Projekt Nr. 23008-SP) vom 
20.07.2023 vor. Darin wird nachgewiesen, dass mit dem geplanten Sportplatz unter Einhaltung 
von Schallschutzmaßnahmen in Form von Schallschutzwällen, die im Gutachten detailliert an-
gegeben wurden, oder auch mit gleichwertigen Schallschutzwänden, schallabschirmenden 
Gebäuden und deren Kombinationen bei den nächsten Baulandwidmungen und nächsten 
Häusern im Grünland keine relevanten Schallpegelerhöhungen zu erwarten sind.  
Am Tag wird der berechnete Istzustand 2033 durch den geplanten Sportplatz mit Schallschutz-
maßnahmen um 0,1 dB bis zu max. 0,8 dB und am Abend um 0,2 dB bis max. 1,2 dB erhöht. 
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Konkret kommt es bei den unbebauten Baulandflächen im Norden des geplanten Sportplatzes 
zu einer Erhöhung des Schallpegels Tag um 0,3-0,6 dB und am Abend um 0,8-1,1 dB. 
Gem. nach medizinischer Fachliteratur können Pegeländerungen <1 dB vom normal empfin-
denden menschlichen Ohr nicht wahrgenommen werden.  
Damit bei den nächsten Nachbarn und auch beim unbebauten Bauland keine schallmäßigen 
Beeinträchtigungen zu erwarten. 
 
Lärmschutzwall: 
Bezüglich des Lärmschutzwalles wird auf die o.a. Ausführungen verwiesen. Richtung 
Dreimühlen kommt es gem. schalltechnischem Projekt DI Graml Ziviltechnik zu einer Erhö-
hung des Schallpegels Tag um 0,1 - 0,3 dB und am Abend um 0,2 - 0,6 dB. Darüber hinaus 
besteht unabhängig davon ein ausreichender Abstand gem. Richtlinie Immissionsschutz in der 
Raumordnung. 
Ein Lärmschutzwall Richtung Dreimühlen ist daher nicht erforderlich. 
 
Verkehrserschließung, Geh- und Radwegverbindung nach Göming: 
Hierzu liegt ein Verkehrskonzept von (GZ 1023t03) vom Juli 2023 vor. Zur ggst. Geh- und 
Radwegverbindung nach Göming ist darin festgehalten: "Weiters wird eine direkte Anbindung 
der Gemeinde Göming über einen Begleitweg neben der B 156 empfohlen." 
Darüber hinaus wurde seitens der Gemeinde Göming (Verfasser Dipl.-Ing. Kettl) eine Option 
zur Wegführung entlang der B156 und im Waldstück übermittelt. Diese Variante wird positive 
beurteilt, ist jedoch von der Bereitschaft der Grundeigentümer der land- und forstwirtschaftli-
chen Grundstücke, sowie der Zustimmung der Landesstraßenverwaltung abhängig. 
Hinsichtlich Radverkehr ist im Verkehrskonzept dazu festgehalten, dass, mittelfristig seitens 
der Stadtgemeinde eine Verbesserung der Durchwegung für Radfahrer anzustreben wäre, 
wenngleich dies infolge der beschränkten Platzverhältnisse nicht einfach sein wird.  
Die Einschätzung der Gemeinde Göming, dass der im Radverkehrskonzept geplante Radweg 
eine wichtige Ergänzung wäre, wird raumordnungsfachlich geteilt. 
 
Licht/Flutlichtanlage: 
Hierzu wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa. Siteco Österreich GmbH - Matthias Fenninger 
vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird das exakte Ausleuchten der Sportflächen gewährleistete 
und eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe Lichtberechnung). 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme der Gemeinde Göming festgestellt 
werden, dass die in der Stellungnahme berechtigt vorgebrachten Sachverhalte v.a. auf-
grund der zahlreichen Fachgutachten ausreichend berücksichtigt werden und bei der 
Errichtung des geplanten Sportplatzes auch entsprechend umzusetzen sind. Insgesamt 
können dadurch negative Auswirkungen weitestgehend vermieden werden und kann 
der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf die Beschlussfassung der ggst. 
TAÄ empfohlen werden. 
 
 
Ad 2.: Ortsplaner Gemeinde Göming, allee42 landschaftsarchitekten 
1. Lärm: 
Die Ansicht, dass es mit der Umsetzung der im schalltechnischen Gutachten vorgeschlagenen 
Maßnahme (Lärmschutzwall o.ä.) zu keiner Beeinträchtigung des Wohngebietes in Göming 
kommen wird, wird fachlich geteilt. Die Sicherstellung erfolgt, dadurch, dass das ggst. schall-
technische Projekt Teil des geplanten Sportplatzes ist und mit der TAÄ beschlossen und ver-
ordnet wird. 
Auch die Einschätzung, dass davon auszugehen ist, dass im bisher durchgeführten Verfahren 
die Darstellung der Lärmbelastung in Dreimühlen aus den genannten Gründen nicht relevant 
ist und demzufolge auch seitens der Fachdienststelle Umweltschutz nicht bemängelt wurde, 
wird fachlich geteilt. 
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2. Wegverbindung in die Gemeinde Göming: 
Die Ansicht, dass es wünschenswert wäre, wenn das Erschließungskonzept für die Sportan-
lage eine kurze, sichere und attraktive Geh- und Radwegverbindung ins Ortszentrum von Gö-
ming mit umfasst, wird geteilt. [...] Wie jedoch auch festgestellt, zeichnet sich dzt. noch keine 
Variante ab, die diese Kriterien erfüllen könnte. Die Stadtgemeinde Oberndorf wird jedoch wei-
terhin bestrebt sein eine Geh- und Radwegverbindung ins Ortszentrum von Göming umzuset-
zen. 
 
3. Licht/Flutlichtanlage: 
Hierzu wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa.  Siteco Österreich GmbH - Matthias Fenninger 
vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird das exakte Ausleuchten der Sportflächen gewährleistete 
und eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe Lichtberechnung). Negative Auswir-
kungen auf das nördliche befindliche Wohngebiet bestehen damit keine. 
 
Wie bereits o.a. kann zusammenfassend zur Stellungnahme der Ortspanung der Ge-
meinde Göming festgestellt werden, dass v.a. aufgrund der Festlegungen und Maßnah-
men in den zahlreichen Fachgutachten negative Auswirkungen weitestgehend vermie-
den werden und der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf die Beschluss-
fassung der ggst. TAÄ empfohlen werden kann. 
 
 
Ad. 3.: DI. Stefan Kettl: 
Auf Ersuchen von Bgm Fritz erfolgte die Prüfung einer möglichen Anbindung der Gemeinde 
Göming vom künftigen Sportplatzareal. Es wird eine Wegführung entlang der B156 und im 
Waldstück vorgeschlagen. Diese Variante wird positive beurteilt, ist jedoch von der Bereit-
schaft der Grundeigentümer der land- und forstwirtschaftlichen Grundstücke, sowie der Zu-
stimmung der Landesstraßenverwaltung abhängig. 
Wie von der Ortsplanung der Gemeinde Göming auch festgestellt, wird die Attraktivität der 
Verbindung entlang der stark befahrenen und immissionsbelasteten B156 in Frage gestellt. 
 
Wie bereist o.a. kann zusammenfassend dazu festgestellt werden, dass die Stadtge-
meinde Oberndorf jedoch weiterhin bestrebt sein wird eine kurze, sichere und attraktive 
Geh- und Radwegverbindung ins Ortszentrum von Göming umzusetzen, dies jedoch 
aufgrund der vorherrschenden Rahmenbedingungen nicht leicht umzusetzen sein wird. 
 
 
Obmann Ing. Josef Eder bittet um Wortmeldungen zu diesen Stellungnahmen. 
 
Vizebürgermeisterin Carola Schößwender erkundigt sich, ob es nach diesem Schriftverkehr 
mit der Gemeinde Göming begleitende Gespräche mit der Gemeinde gab. 
Dies wird seitens des Obmanns verneint. Vizebürgermeisterin Carola Schößwender möchte 
dies für die Zukunft anregen. 
 
GV Mag. Peter Weißenböck weist darauf hin, dass man bei diesem Standort mit mehr Kosten 
rechnen müsse, als bei anderen Flächen. Dies sollte die Gemeindevertretung berücksichtigen. 
 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, empfiehlt der Obmann Ing. Josef Eder der 
Gemeindevertretung die Flächenwidmungsplanänderung „Sportplatz neu – Gemeinde-
grenze zu Göming (Felber, Hagmüller)“ nach Behandlung der Einwendungen zu be-
schließen. 
 
Offene Abstimmung (neun anwesend, 21:32 Uhr): wird einstimmig beschlossen.  
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4. REK Revision - Ergänzungen 

 
21:33 Uhr: es verlassen 5 Zuhörer:innen das Sitzungszimmer. 
 
Obmann Ing. Josef Eder bittet Dipl.-Ing. Georg Zeller um seine Ausführungen. 
 
Bürgermeister Ing. Georg Djundja leitet ein, dass dieser Tagesordnungspunkt bereits in der 
Gemeindevertretungssitzung im September zur Befassung vorgesehen war, aber wieder ab-
gesetzt wurde, da es neue Entwicklungen gab. Diese Entwicklungen wurden dann auch in der 
REK-Arbeitsgruppe besprochen und der Bürgermeister mit der Einarbeitung beauftragt und 
wird heute über die Ergänzungen berichtet. Heute soll für die Aufnahme dieser Ergänzungen 
in das räumliche Entwicklungskonzept eine Empfehlung an die Gemeindevertretung abgege-
ben werden.  
 
21:37 Uhr: Es verlassen 6 Zuhörer:innen das Sitzungszimmer. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller berichtet, dass geplant ist, zwei zusätzliche Flächen in das räumliche 
Entwicklungskonzept aufzunehmen, nämlich konkret einerseits in den Differenzplan und an-
dererseits in das Entwicklungskonzept. Im Differenzplan sind all jene Flächen enthalten, die 
grundsätzlich für eine Entwicklung in Frage kommen sollen. Hier wäre zusätzlich eine Umwelt-
prüfung für diese Flächen durchzuführen. Eine Umweltprüfung muss jetzt noch nachträglich 
gemacht werden, da die beiden Flächen aufgrund des fortgeschrittenen Verfahrensstandes 
noch nicht in der Umweltprüfung umfasst war. Die erste Fläche liegt nördlich angrenzend an 
die Lindachsiedlung, hat eine Fläche von ca. 0,7 ha und eine Tiefe von ca. 30 m vom nördli-
chen Siedlungsrand und schließt zwischen dem westlichen Spitz des Baulandes bis an die 
Lindachstraße an. Dadurch soll ermöglicht werden, dass an diesem Standort eine zusätzliche 
Parzellenreihe anschließend an die bestehende Siedlung errichtet werden kann. Die Erschlie-
ßung würde von der Lindachstraße Richtung Südwesten erfolgen und würde voraussichtlich 
mit einem Wendehammer enden. Die Fläche wurde ins Entwicklungskonzept übernommen 
und führt dort die Nummer 52. 
Die Festlegungen bezüglich der Erschließung hins. der Widmungsvoraussetzungen und Rah-
menbedingungen wird noch bis zur Gemeindevertretungssitzung im Detail ausgearbeitet und 
wird vorab entsprechend übermittelt. 
 
Dipl.-Ing. Müller fügt hinzu, dass zusätzlich zur Umweltprüfung auch noch eine Vorbegutach-
tung stattfinden muss.  
Es wird davon ausgegangen, dass aufgrund der geringen Größe der Fläche eine rasche Vor-
begutachtung bzw. Stellungnahme vom Amtssachverständigen abgegeben werden wird. 
 
Vizebürgermeisterin Carola Schößwender merkt an, dass in der Arbeitsgruppe besprochen 
wurde, dass eine andere Fläche angedacht wird, da diese Fläche einen sehr hochwertigen 
Boden hat. Sie will wissen, warum es jetzt doch diese Fläche mitaufgenommen werden soll. 
 
Bürgermeister Ing. Georg Djundja merkt dazu an, dass die vorgeschlagene Fläche nicht ver-
fügbar ist, hier handelt es sich um eine Fehlinformation seitens der ÖVP. Die Fläche befindet 
sich im Eigentum von jemanden anderen. 
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GV Mag. Peter Weißenböck steht dieser Fläche sehr kritisch gegenüber. Man befindet sich 
außerhalb des Hauptsiedlungsbereiches. Man solle schauen, dass die Entwicklung innerhalb 
der Grenzen stattfindet. 
 
Bauamtsleiter Dipl.-Ing. Dieter Müller berichtet, dass eine weitere Fläche mit aufgenommen 
werden soll. Es handelt sich hier um die Freifläche neben der Neuen Mittelschule (Fläche 17). 
Diese war bislang im Entwicklungsbereich für das Grundschulzentrum gedacht. Es wird vor-
geschlagen, dass die Formulierung geändert bzw. erweitert wird wie folgt: „sonstige Nutzun-
gen für Erziehungs- und Bildungseinrichtungen, kulturelle und soziale Aufgaben sowie öffent-
liche Verwaltung“. 
 
Bürgermeister Ing. Georg Djundja ergänzt, dass dieser Vorschlag von ihm selbst gekommen 
ist, damit man bei einer etwaigen Verfügbarkeit groß denken kann. Es sind viele Aufgaben mit 
kommunaler Struktur zu bewältigen in den nächsten Jahren und man soll hier gut aufgestellt 
sein. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, empfiehlt der Obmann Ing. Josef Eder der 
Gemeindevertretung, die REK-Revision mit den Ergänzungen zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (neun anwesend, 21:43 Uhr): wird einstimmig beschlossen. 
 
  
 
5. Grünflächenzahl gem. § 40a BauTG 

 
Obmann Ing. Josef Eder führt kurz in diesen Tagesordnungspunkt ein und bitter Herrn Dipl.-
Ing. Georg Zeller um seine Ausführungen. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller führt aus, dass mit der letzten Baurechtsnovelle des Bautechnikgeset-
zes eine Änderung wirksam geworden ist und zwar hinsichtlich der Grünflächenzahl. Diese ist 
im § 40a Bautechnikgesetz festgelegt und lautet wie folgt:  
 
„(1) Mit Verordnung der Gemeindevertretung (in der Stadt Salzburg des Gemeinderats) kann 
für das gesamte Gemeindegebiet oder für Teile davon eine Grünflächenzahl festgelegt wer-
den. Eine solche Festlegung kann allenfalls (abweichend) auch in Bebauungsplänen erfolgen.  
(2) Die Grünflächenzahl ist das Verhältnis der flächenbewerteten Begrünungselemente zur 
Fläche der Grundstücke, die zu Bauten gemäß Abs 4 gehören. Zu den Begrünungselementen 
zählen insbesondere Bäume, un- oder teilversiegelte Flächen, Vegetationsflächen, Wasserflä-
chen sowie Dach- und Fassadenbegrünungen. Die Gemeindevertretung (in der Stadt Salzburg 
der Gemeinderat) hat im Fall einer Festlegung gemäß Abs 1 durch Verordnung Flächenbe-
wertungsfaktoren für Begrünungselemente festzulegen.  
(3) Die Grünflächenzahl ist so festzulegen, dass sie unter Berücksichtigung der bestehenden 
Strukturverhältnisse und der beabsichtigten baulichen Entwicklung einen angemessenen Bei-
trag zur Bodenfunktionalität und Klimawandelanpassung leistet.  
(4) Die zu erreichende Grünflächenzahl gilt als bautechnische Anforderung für Bauten, die  
1. neu errichtet werden oder  
2. durch Zu- und Aufbauten soweit geändert werden, dass der neu geschaffene umbaute 
Raum mehr als 50 % des bisherigen Bestandes beträgt. Sie gilt nicht für Nebenanlagen“. 
 
Es folgt eine kurze Erklärung, dass man die Grünflächenzahl in etwa so zu behandelt hat, wie 
die GRZ (Grundflächenzahl). Es wird festgelegt, welche und wieviel Flächen ein Bauwerber 
zu bepflanzen hat. Es handelt sich hierbei um eine Mindestfestlegung, welche sodann in Be-
bauungsplänen oder Bauplatzerklärungen mitaufzunehmen ist. 
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Es werden alle Flächen, die im Erdgeschoss, an der Fassade und am Dach begrünt sind, 
herangezogen.  
Die Grünflächenzahl berechnet sich dann so, dass die begrünten Flächen im Erdgeschoss, 
die begrünten Flächen an der Fassade und die begrünten Flächen am Dach addiert werden. 
Diese Summe wird dann zum Beispiel wie in der Stadt Salzburg mit dem Faktor 100 multipli-
ziert, um eine Ganze Zahl zu erhalten.  
 
Herr Dipl.-Ing. Zeller führt weiter aus, dass er sich in anderen Gemeinden umgehört hat und 
die Grünflächenzahl noch nirgends angewendet wird und somit noch keine Erfahrungswerte 
vorliegen. Die Stadt Salzburg hat Entwürfe erarbeitet, an welchen man sich eventuell orientie-
ren könnte. 
 
Stadtrat Stefan Jäger erkundigt sich, ob die Gemeinden solch eine Verordnung erlassen sollen 
oder müssen. 
 
Dipl.-Ing. Georg Zeller sagt dazu, dass die Gemeinden diese Verordnung erlassen kann. 
 
Stadtrat Stefan Jäger will wissen, ob dann auch kontrolliert, wird, ob die festgelegte Grünflä-
chenzahl nach z. B. 5 Jahren immer noch eingehalten wird.  
 
Bauamtsleiter Dipl.-Ing. Müller bejaht diese Frage. Es handelt sich hierbei um eine bautechni-
sche Anforderung und jeder Eigentümer eines Objekts hat die Verpflichtung, das Objekt in 
Übereinstimmung mit den maßgebenden Bauvorschriften, welche der Bewilligung zu Grunde 
lagen, zu erhalten.  
 
Bürgermeister Ing. Georg Djundja merkt an, dass heute nichts beschlossen werden soll, dass 
es sich lediglich um eine Information handelt und überlegt werden soll, wie man an die Sache 
herangehe. 
 
GV Mag. Peter Weissenböck regt an, einen Termin mit Frau Mag. Kaiser, welche an der Ent-
wicklung der Grünflächenzahl im Magistrat Salzburg maßgeblich beteiligt ist, zu vereinbaren.  
 
Dies wird vom Gremium als sinnvoll erachtet und soll von jeder Fraktion eine Person an diesem 
Termin teilnehmen. 
 
 
6. Sanierung Stadthalle - Projektvorstellung 

 
Obmann Ing. Josef Eder bittet Herrn Manfred Baumgartner um seine Präsentation. 
 
Manfred Baumgartner gibt einen kurzen Einblick in das Projekt:  
 
Der Sanierungsbedarf ist durch mehrere Punkte entstanden: 
 Bemängelungen bei Sicherheitsbegehungen 
 keine Sofortmaßnahmen sondern längerfristige Beurteilungen / Empfehlungen 
 Defekte an der veralteten Gebäudetechnik (Heizung) 
 Ausfall der Wasser-Wasser-Wärmepumpe (über 20 Jahre alt) 
 Regelungsmodule veraltet und defekt 
 Diverse andere Alterserscheinungen 
 Veranstaltungsboden schon sehr abgenutzt 
 Alte Gasdrucklampen in der Hallendecke 
 
Im Projekt sind folgende Punkte umfasst: 
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 Fassadensanierung / Malerarbeiten 
 Umbau Beschallung / Tontechnik Halle – speziell für Sportveranstaltungen 
 Austausch Beleuchtung Halle – Lichtstärke abgestimmt für Bundesligaspiele Volleyball 
 Schließanlage erneuern 
 Sanierungsmaßnahmen Heizung inkl. Austausch Wärmepumpe 
 Sanierung öffentliche Toilette – Umrüstung Vandalismus sicherer 
 Sanierung Duschen Sportumkleiden 
 Neugestaltung Eingangsbereich und Fensterfassade (Wassereintritt) 
 Sanierung Dach inkl. vorgeschriebener Absturzsicherung / Blitzschutz und Montage einer 

PV-Anlage 
 Erneuerung Einrichtung: Veranstaltungsboden inkl. Lagersystem und Veranstaltungsstühle 

nachbeschaffen 
 
Der GAF- Antrag wurde bereits gestellt. Die Zusage wird nach schulbehördlicher Bewilligung 
durch die Bildungsdirektion erfolgen. Um die schulbehördliche Bewilligung wurde bereits an-
gesucht. Es wird anschließend eine Anpassung bzw. ein Zusatz zum Mietvertrag mit der Salz-
burg Wohnbau notwendig sein. Sodann können die Arbeiten beginnen. 
 
Bzgl. der Kosten führt Manfred Baumgartner aus, dass sich die Projektgesamtkosten auf ca. 
2.209.000,00 brutto belaufen werden. Finanziert werden diese Kosten durch GAF-Mittel (ca. 
1.200.000,00 €), Zuzahlungen von Sprengelgemeinden (ca. 250.000,00 €) und ein Eigenanteil 
der Stadtgemeinde Oberndorf (ca. 750.000,00 €). Der Anteil der Stadtgemeinde Oberndorf 
und der Sprengelgemeinden wird durch die Salzburg Wohnbau vorfinanziert und durch Ver-
längerung der Annuitätenzahlungen zurück verrechnet. 
 
Vizebürgermeisterin Carola Schößwender möchte wissen, warum nun doch eine PV-Anlage 
installiert werden kann. Es wurde im Vorfeld kommuniziert, dass eine PV-Anlage aufgrund der 
Statik nicht möglich sei. 
Manfred Baumgartner führt dazu aus, dass derzeit eine PV-Anlage auf dem Dach nicht mög-
lich ist. Da aber die Dachhaut erneuert werden soll und das bestehende Gründach abgenom-
men wird, können statische Verbesserungen durchgeführt werden. Es wird sodann wieder ein 
Gründach aufgesetzt und kann dann eine PV-Anlage installiert werden. 
 
Obmann Ing. Josef Eder bedankt sich bei Manfred Baumgartner für die Präsentation und merkt 
an, dass heute eine Empfehlung über das Projekt „Sanierung der Stadthalle“ an die Gemein-
devertretung abgegeben werden soll und die einzelnen Gewerke etc. sodann erst im neuen 
Jahr von der Gemeindevertretung beschlossen werden sollen. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen empfiehlt der Obmann Ing. Josef Eder der 
Gemeindevertretung das Projekt Sanierung der Stadthalle wie vorgestellt zu beschlie-
ßen. 
 
Offene Abstimmung (neun anwesend, 22:19 Uhr): wird einstimmig beschlossen. 
 
 
 
7. Allfälliges 

 
Obmann Ing. Josef Eder fragt in die Runde, ob es Themen für das Top Allfälliges gibt.  
 
Vizebürgermeisterin Carola Schößwender merkt an, dass sie auf der Tageordnung einen 
Punkt vermisst. Es geht in der Volksschule das Gerücht um, dass zu wenige Räumlichkeiten 
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zur Verfügung stehen. Sie möchte wissen, ob es schon einen Termin gibt, in welchem diese 
Problematik behandelt wird. 
 
Bürgermeister Ing. Georg Djundja hält fest, dass die Thematik zeitgerecht im Bauausschuss 
vorberaten wird. 
 
Bürgermeister Ing. Georg Djundja führt bzgl. Flächenwidmungsplanänderung im Bereich Lin-
dach „Waldkindergarten, Sonderfläche Waldkindergarten“ aus, dass diese Änderung in der 
Sitzung am 26.09.2024 beschlossen wurde. Das Ergebnis der Vorbegutachtung vom 
16.10.2024 liegt vor und erfordert geringfügige Anpassungen. Zum einen soll die Sandmulde 
in die Baulandfläche verschoben werden, damit ein baulicher Sonnenschutz möglich wird. Die 
Beurteilung hinsichtlich der Umwelterheblichkeitsprüfung wird ergänzt und verdichtet. Daher 
ist ein neuerlicher Beschluss der Gemeindevertretung erforderlich. Bei der nächsten Gemein-
devertretungssitzung soll sodann erst der Beschluss vom 26.09.2024 über die Flächenwid-
mungsplanänderung aufgehoben und anschließend die Änderung mit den geringfügigen An-
passungen neu beschlossen werden. 
 
Abschließend richtet Bürgermeister Ing. Georg Djundja sein Wort an Bauamtsleiter Dipl.-Ing. 
Dieter Müller und Manfred Baumgartner und an das gesamte Bauamt und spricht seinen aus-
drücklichen Dank für die gut geleistete Arbeit aus. 
 
 
Da keine Wortmeldungen mehr vorliegen, schließt der Obmann die Sitzung um 22.23 Uhr. 
 
Die Schriftführerin: Der Obmann: 
 
gez. Sylvia Wohland eh. gez. 1. Vizebürgermeister Ing. Josef Eder, LLB.oec. 
eh. 
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